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Verordnungsblait 
NSDAP. Arbeitsbereich 
Generalgouvernement 


Stabsamt 


Der Führer Führerhauptquartier, den 2.2. 1942 


Rechtsauskünfte der Parteidienststellen 


„Ich verfüge: 


Zahlreiche Volksgenossen wenden sich in privaten Rechtsangelegenheiten mit 
Eingaben an die Partei; sie bitten um Erteilung einer Rechtsauskunft, um Schlich- 
tung eines Streites, um Einflußnahme auf ein schwebendes Verfahren oder um Nach- 
prüfung einer gerichtlichen Entscheidung. Es ist nicht Aufgabe der Partei, alle diese 
Fälle aufzugreifen. Die Partei muß sich vielmehr jeder Tätigkeit enthalten, die eine 
Erfüllung der ihr gestellten politischen Aufgaben gefährden könnte. Ich mache deshalb 
allen Dienststellen der NSDAP., ihrer Gliederungen und angeschlossenen Verbände 
die Beachtung folgender Grundsätze zur Pflicht: . 

ı. Für die Erteilung von Rechtsauskünften sind im allgemeinen die Rechtsanwälte 
zuständig. Minderbemittelte Volksgenossen können sich über die NS.-Rechtsbe- 
betreuungsstellen durch einen Rechtsanwalt beraten lassen. Die Gesuchsteller sind 
deshalb grundsätzlich an diese Stellen zu verweisen. 

2. Gesuche um Unterstützung bei der gütlichen Beilegung eines Streites sind 
zunächst daraufhin zu überprüfen, ob der Gesuchsteller offenbar oder möglicher- 
weise im Recht ist. Ist dies der Fall, so kann der Versuch einer Einigung der Streit- 
teile unternommen werden, sofern nicht ‚damit eine unverhältnismäßige und un- 
tragbare Arbeitsbelastung verbunden ist. Keinesfalls sind die Parteidienststellen aber 
befugt, die Streitfragen selbst — etwa im Wege eines Schiedsspruches — verbindlich 
zu entscheiden, und zwar auch dann nicht, wenn die Beteiligten an sich bereit sind, 
sich einer solchen schiedsrichterlichen Entscheidung zu unterwerfen. Unzulässig ist 
auch die Ausübung jedes Zwanges; die Tätigkeit der Parteidienststellen darf nur 
eine beratende und vermittelnde sein. 

Die Bestimmung des $ 7, Abs. ı, Ziffer c, der Richtlinien für die Parteigerichte, 
nach der Parteigenossen zur Erhebung einer Privatklage vor dem Strafgericht gegen 
einen anderen Parteigenossen der Genehmigung des zuständigen Parteigerichts be- 
dürfen, bleibt unberührt. 

3. Unmittelbare Eingriffe in schwebende gerichtliche Verfahren haben in jedem 
Falle zu unterbleiben. Ergibt sich die Notwendigkeit, auf das Verfahren Einfluß 
zu nehmen und handelt es sich um Fragen:von grundsätzlicher oder politischer Be- 
deutung, so ist, sofern nicht eine Einigung zwischen den Beteiligten vermittelt werden 
kann, dem Leiter meiner Partei-Kanzlei zu berichten. Dieser wird bei dem Reichs- 
minister der Justiz die notwendigen Maßnahmen veranlassen und gegebenenfalls 
meine Entscheidung einholen. f 

Die Befugnisse der Gauleiter in den eingegliederten Ostgebieten auf Grund des 
$ 5, Abs. 2, der Ost-Rechtspflege-Verordnung vom 25. September 1941 (RGBl. I, 
S. 597) werden hierdurch nicht betroffen. 
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4. Ist eine Parteidienststelle überzeugt, daß gegen eine gerichtliche Entschei- 
dung aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen erhebliche Bedenken bestehen, 
so kann sie sich an den Leiter meiner Partei-Kanzlei oder über diesen an mich wenden. 
' Unzulässig ist jeder Versuch, eine gerichtliche Entscheidung durch Ausübung eines 
Druckes auf einen der Beteiligten außer Kraft zu setzen. 

i 5. Soweit es sich um einen nicht vermögensrechtlichen Streit handelt, kann eben- 
falls nur eine schlichtende und beratende, keinesfalls aber eine einseitig fördernde 
e Tätigkeit einer Parteidienststelle in Betracht kommen. 

“ nn erforderliche Ausführungsbestimmungen erläßt der Leiter meiner Partei- 

anzlei. 


gez. Adolf Hitler.“ 


> Nachstehend gebe ich Kenntnis von einem Rundschreiben Nr. 17/43 des Leiters 
der Partei-Kanzlei. Ich weise bei dieser Gelegenheit darauf hin, daß alle Tagungen 
ee" und Arbeitsbesprechungen der Hauptarbeitsgebiete und Arbeitsgebiete des Arbeits- 
Pereichen sowie die nachgeordneten Dienststellen der Genehmigung des Stabsamtes 
bedürfen. 


BE. ; Kobusch 


Der Leiter der Partei-Kanzlei Führerhauptquartier, den 2.2. 1943 


Bei Rundschreiben Nr. 17/43 


Y ‚ ‚Betrifft: Tagungen 


ch Trotz der mehrfach ergangenen Weisungen, die Durchführung von Tagungen 
a: usw. auf ein Mindestmaß einzuschränken, werden immer wieder Anträge auf Ge- 
‘ nehmigung von Tagungen gestellt, die in vielen Fällen nicht als kriegswichtig be- 
zeichnet werden können. Jedes unnötige Herausreißen der Mitarbeiter in den Gauen 
Br ‘und Kreisen aus ihrer Arbeit führt bei dem ohnehin knappen Personalbestand der 
"Partei zu einer in der jetzigen Zeit untragbaren Vernachlässigung der wichtigen 
Ben die jeder einzelne jetzt auf seinem Arbeitsgebiet zu erfüllen hat. 
tatt unnötig oft zu Tagungen zusammenzukommen, sollen sich die Mitarbeiter 

der Gau- und Kreisleitungen vermehrt um die Kleinarbeit der unteren Hoheits- 
be o, bereiche kümmern. Die notwendige Ausrichtung der fachlich unterstellten Gau- 
er: und Kreisämter hat soweit irgend möglich auf schriftlichem Wege zu erfolgen. 
TO Die Rundschreiben sind ausschließlich auf kriegsnotwendige Angelegenheiten zu 
beschränken und so knapp wie möglich zu fassen. Vom Fernschreibnetz der Partei 
h ist wegen der Möglichkeit erheblich schnellerer Übermittlung weitgehend Gebrauch 
B* zu machen. ; j 

ae - Tagungen, Lehrgänge, Arbeitsbesprechungen usw. werden nach einem strikten 
ee; Auftrag des Führers nur noch genehmigt, wenn sie sich mit kriegswichtigen Angelegen- 
Ai. heiten befassen und wenn eine schriftliche Unterrichtung aus besonderen Gründen 
 .. micht möglich oder nicht zweckmäßig ist. Die Dauer der Tagungen usw. ist auf läng- 
Yu stens zwei Tage zu beschränken. Anträge, die diese Voraussetzungen nicht erfüllen, 
können in Zukunft nicht mehr bearbeitet werden. 


gez. M. Bormann 
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Führerhauptquartier, den 7. 1. 1943 
Rundschreiben Nr. 2/43 


Betrifft: Betreuung der Hinterbliebenen unserer Gefallenen 
‚Im Auftrage des Führers betone ich: j 


I. 


Die Hinterbliebenen der Gefallenen ihres Dienstbereichs warmherzig zu um- 
sorgen und sie, soweit nötig, laufend in allen Fragen mit Rat und Tat zu unter- 
stützen, muß eine selbstverständliche Ehrenpflicht aller Dienststellenleiter der 
NSDAP. sein. 


. Nach allen Erfahrungen geschieht dies ausreichend nur dann, wenn in jeder 


Dienststelle ein geeigneter Sachbearbeiter, der mit ebensoviel Verständnis wie 
Geschick eine laufende Betreuung der Hinterbliebenen durchzuführen 
vermag, mit der zentralen Bearbeitung beauftragt wird. 


. Vor allem muß der Beauftragte sofort nach Bekanntwerden des Heldentodes 


die Hinterbliebenen persönlich aufsuchen und ihnen bei allen Notwendig- 
keiten, die sich durch den schmerzlichen Verlust ergeben, helfend zur Seite 
stehen. 


. Der Beauftragte muß die Witwen in gewissen Zeitabständen aufsuchen; dabei 


ist den Haushalten mit Kindern besondere Aufmerksamkeit zu widmen. Bei 
Erkrankung und Erholungsbedürftigkeit soll gegebenenfalls Heilverschickung 
oder die Gewährung eines Erholungsaufenthaltes ermöglicht werden. 


. Insbesondere sind die Witwen der Gefallenen zu kulturellen Veranstaltungen 


(Feierstunden, geeigneten Theater- und Filmveranstaltungen usw.) und zu den 
sonstigen Feiern der Partei einzuladen. Zu Festtagen (Muttertag, Weihnachts- 
fest usw.) soll den Witwen (evtl. Eltern) ein herzlich gehaltenes Schreiben 
übersandt und den Kindern sollen zum Geburtstag und zum Weihnachtsfest 
Geschenke übermittelt werden. k 


. Die Hinterbliebenen unserer Gefallenen müssen das starke Gefühl und die 


feste Überzeu ung bekommen, daß sie nicht verlassen sind, sondern daß die 
Partei ihnen festen Schutz und Hilfe bietet. 


gez. M. Bormann 
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Verordnungsblatt ri 
NSDAP. Arbeitsbereich Er ne altung 
Generalgouvernement 


Reichsschatzmeister München, 30. 12. 1942 


Anordnung 48/42 


An die Gauschatzmeister, an die Reichskassenverwalter der Gliederungen der 
NSDAP, und an die der NSDAP, angeschlossenen Verbände, 


en 
Betreff: Vertrieb und Bezug von Büchern, Broschüren, Zei- 
tungen, Zeitschriften und anderen Gegenständen. 


Im Anschluß an die Anordnung A 90/42 des Leiters der Partei-Kanzlei, Reichs- 
leiter Bormann, vom 20. Dezember 1942 erlasse ich unter Aufhebung meiner Anord- 
nung 50/40 vom 25. September 1940 für den Bezug von Druckerzeugnissen und 
Gegenständen anderer Art folgende Anordnung: 


I. Bezug von Büchern, Broschüren und ähnlichen Drueksorten : 


a) Der Bezug einzelner Bücher, Broschüren und ähnlicher Druckerzeugnisse, 
die von der Reichspropagandaleitung nach Inhalt und Darstellung als 
propagandistisch wertvoll oder vom Beauftragten des Führers für die Über- 
wachung der gesamten geistigen und weltanschaulichen Schulung und Er- 
ziehung der NSDAP. als für die Schulung besonders geeignet anerkannt 
oder in der von der Parteiamtlichen Prüfungskommission herausgegebenen 
NS.-Bibliographie veröffentlicht wurden, kann — soweit es sich nicht um 
eine Anschaflung für alle Parteidienststellen eines Gaues handelt — ent- 
sprechend den vorliegenden politischen Notwendigkeiten aus Mitteln der 
betreffenden Dienststelle im bisher üblichen Rahmen vorgenommen werden. 


b) Bei dem beabsichtigten allgemeinen Erwerb eines Buches o. a. für sämtliche 
Parteidienststellen eines Gaubereichs ist vor Erteilung des Auftrages meine 
Genehmigung über mein Hauptamt I — Reichsfinanzverwaltung der 
NSDAP. — mittels eines gründlich erläuterten Antrages einzuholen. 


c) Die Bereitstellung von Pauschalbeträgen für den Ankauf von Büchern und 
Broschüren — die zu inventarisieren sind — durch die Gauschatzmeister 
ist zu unterlassen. 

Die Dienststellen der NSDAP. haben dem monatlich einzureichenden 
Einnahmen- und Ausgabennachweis eine Liste über die im Laufe eines 
Monat angeschafften Druckerzeugnisse beizufügen. 


II. Bezug von Zeitungen und Zeitschriften ; 
Die für den Dienstgebrauch unbedingt erforderlichen Zeitungen und Zeit- 
schriften sind aus Mitteln zu bestreiten, die mit den vierteljährlich in Vorlage 
zu bringenden Etatvoranschlägen anzufordern sind, 


III. Erwerb von Bildern, Büsten, Plaketten und anderen Kunstgegenständen: 
Die Einzelbeschaffung von Bildern, Büsten, Plaketten und ähnlichen Gegen- 
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ständen kann entsprechend den bisherigen Richtlinien bis zu einem Betrage 


Wr: von RM 500.—mit Genehmigung des zuständigen Gauschatzmeisters durch- 
3 geführt werden. Soweit im Einzelfall rohstoffwirtschaftliche Kennziffern oder 
AR Bezugscheine erforderlich sein sollten, sind diese vor Erteilung des Auftrages 

über mein Hauptamt IV — Reichsverwaltungsamt — Reichs-Zentralstelle 


für die Durchführung des Vierjahresplanes — anzufordern. 
Bei Aufgabe von Bestellungen desselben Gegenstandes für mehrere Dienst- 
stellen des Gaues ist meine vorherige Genehmigung einzuholen. 
Die Gauschatzmeister sind gehalten, die zum Schutze der nationalen Symbole 
erlassenen Bestimmungen sorgfältig zu beachten. 
IV. Reichseinheitlicher Bezug: 
Sofern die Anschaffung der im Betreff aufgeführten Gegenstände reichseinheit- 
lich für notwendig erachtet wird, behalte ich mir vor, eine gesonderte Anweisung 
zu erlassen. 
Die vorstehende Anordnung hat bei den Gliederungen der NSDAP. sinn- 
gemäße Anwendung zu erfahren. - ; 
Die Leiter der der NSDAP. angeschlossenen Verbände werden schon im Inter- 
esse einer möglichst reichseinheitlichen Ausrichtung gebeten, meine Anordnung 
48/42 gleichfalls für ihre Dienststellen sinngemäß zu übernehmen. _ 
gez. Schwarz 


rs 
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Durch die obige Anordnung des Herrn Reichsschatzmeisters ist hinsichtlich des 
Vertriebs und Bezugs von Büchern, Broschüren, Zeitungen, Zeitschriften, Bildern, 
Büsten, Plaketten und anderen Kunstgegenständen mein Kassenrundschreiben 18/41 
v. 19. VI. 41 und die Sammlungsordnurig der NSDAP. Arbeitsbereich vom 1.2. 42 
(veröffentlicht im Verordnungsblatt der NSDAP. Arbeitsbereich Generalgouverne- 
ment, Folge ı—2/II) entsprechend ergänzt worden. 

Ich bitte die Kassenleiter, sich unter Bezugnahme auf alle angeführten Bestimmungen 
grundsätzlich und im allgemeinen mit ihren Propagandaleitern ins Benehmen zu setzen, 
um das engste Einvernehmen in diesen Angelegenheiten zu erzielen. 

Thüringer 


Nachstehend gebe ich die Bekanntgabe 1/43 des Herrn Reichsschatzmeisters allen 
Dienststellen zur Kenntnis und zur genauen Beachtung. Alle. früheren entgegen- 
stehenden Bestimmungen sind dadurch außer Kraft gesetzt. 

P Thüringer 


Reichsschatzmeister München 33, den 29. Januar 1943 
KV 


Bekanntgabe 1/43 
An die Gauschatzmeister. 


Betreff: Mitglieder-Meldewesen; 


hier: Überweisung von Parteigenossen an die zum Großdeutschgn Reich neu 
hinzugekommenen Gebiete und an die Arbeitsbereiche der NSDAP. 

In meiner Bekanntgabe 13/41 vom 24. Juli 1941 habe ich in Absatz 4 bestimmt, 
daß diejenigen Parteigenossen, die nur vorübergehend zur Dienstleistung in die 
genannten Gebiete abkommandiert sind, von der Verpflichtung zur Überweisung aus- 
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genommen werden. In Absatz 5 dieser Bekanntgabe habe ich meiner Erwartung 
Ausdruck gegeben, daß die zuständigen: Parteidienststellen in gegenseitigem ver- 
ständnisvollen Zusammenarbeiten bestimmen, in welchen Fällen solche Ausnahmen 
gegeben sind. 


Wiederholt sind mir in letzter Zeit Beschwerden vorgetragen worden, daß es die 
Heimatortsgruppen verschiedentlich an einer verständnisvollen Zusammenarbeit mit 
den für die Überweisung der Parteigenossen in Frage kommenden Ortsgruppen und 
Standorten fehlen lassen. 


Unter Aufhebung meiner Bekanntgabe 13/41 vom 24. Juli 1941 bestimme ich 
daher mit Zustimmung des Leiters der Partei-Kanzlei, daß alle Parteigenossen, die 
in den zum Großdeutschen Reich neuhinzugekommenen Gebieten und in den Arbeits- 
bereichen der NSDAP. über einen Zeitraum von drei Monaten hinaus oder dauernd 
Aufenthalt nehmen, vor dem Wegzug von ihrem bisherigen Wohnort ihre Über- 
weisung bei ihren Heimatortsgruppen unter Berücksichtigung der bestehenden Melde- 
vorschriften an die für die Überweisung in Frage kommenden Ortsgruppen und 
Standorte zu beantragen haben. Diese Parteigenossen haben sich mit der vorgeschrie- 


benen An- und Abmeldebescheinigung umgehend bei den für ihren Aufenthaltsort » 


zuständigen Ortsgruppen oder Standorten zu melden. 


Parteigenossen, die es aus irgendeinem Grunde vor dem Wegzug von ihrem bishe- 
rigen Wohnort verabsäumt haben, ihre Überweisung zu beantragen, sind verpflichtet, 
diese unverzüglich nach Ankunft an ihrem neuen Aufenthaltsort nachzuholen. 


Diejenigen Parteigenossen, die mit einer kürzeren Aufenthaltsdauer in den zum 
Großdeutschen Reich neuhinzugekommenen Gebieten oder in den Arbeitsbereichen 
der NSDAP.rechnen und deshalb ihre Überweisung an die für sie zuständigen Orts- 
gruppen oder Standorte’ nicht beantragt haben, sind, falls sich der Aufenthalt dann 
doch über einen längeren Zeitraum als drei Monate erstreckt, verpflichtet, die Über- 
weisung unverzüglich. nach Ablauf der dreimonatigen Frist zu beantragen. 


Den Heimatortsgruppen mache ich es zur Pflicht, daß sie denjenigen Parteige- 
nossen, die ihre Überweisung an die für sie zuständigen Ortsgruppen oder Standorte 
beantragen, keine Schwierigkeiten bereiten, sondern die Überweisung unverzüglich 
vornehmen. 

Die Überweisung erfolgt durch die Gauleitungen auf dem üblichen Weg über die 
Reichsleitung mit der monatlichen Veränderungsmeldung. 

Das Inkrafttreten dieser Anordnung für den Arbeitsbereich Osten der NSDAP, 
wird von mir gesondert bekanntgegeben werden. 


‚Schwarz 
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-Verordnungsblaft 
NSDAP. Arbeitsbereich Organisation 
Generalgouvernement 


Betrifft: Aufnahmefeier der NSDAP. am 20. April 1943 =) 


\ 
A. Nachwuchs der Partei 


Die Auslese und Förderung geeigneten Nachwuchses aus der deutschen Jugend 
für die NSDAP. ist für die Zukunft der Bewegung und damit für das deutsche Volk 
2 von ausschlaggebender Bedeutung. Die Wichtigkeit und Tragweite dieser Aufgabe muß 
DB sich jeder Hoheitsträger immer wieder vor Augen halten. Fortbestand und Schlag- 
Is E } kraft der Bewegung hängen entscheidend davon ab, inwieweit jeder Hoheitsträger 
er - diese Aufgabe erkennt und sie anfaßt. Er muß alles daran setzen, die charakterlich 
und weltanschaulich Besten aus der Jugend seines Hoheitsgebietes zu ermitteln, zu 
fördern und für die Bewegung zu gewinnen. Diese wichtige Aufgabe ist nicht durch 
= schriftliche Anordnungen zu lösen, sondern nur durch den persönlichen Einsatz eines 
hr jeden Hoheitsträgers. 

Ganz enge Zusammenarbeit mit den zuständigen H]J.-Führern ist hierfür grund- 
legende Voraussetzung. Insbesondere mit den jeweils ältesten Jahrgängen der HJ. 
muß der Hoheitsträger engste Fühlung halten, die nie abreißen darf. Der Übergang 
zur NSDAP. wird den Jungen und Mädel umso leichter fallen, je näher die Standort- 
führer und andere Parteigenossen des zuständigen Standortes ihnen stehen. 

Vor allem ist die Hitler-Jugend bei ihren Bemühungen, die deutsche Jugend 
eingehend über Aufgaben, Bedeutung und Bewegung des Führungsordens des deutschen 
Volkes zu unterweisen, mit allen Kräften zu unterstützen. 

Hierzu ordnet der Leiter der Partei-Kanzlei im Einvernehmen mit dem Reichs- 
jJugendführer folgendes an: 

« ı. Im Rahmen des allgemeinen H]J.-Dienstes sind vor allem die beiden jeweils 
ältesten Jahrgänge (ab 16. Lebensjahr) von den Hoheitsträgern der Partei 
und davon Beauftragten durch monatliche Vorträge mit den vielfältigen und 
umfassenden Aufgaben der Partei und ihrer einzelnen Organisationen vertraut 


zu machen. 
ö 2. Die Vorträge sind durch persönliche Aussprachen und durch praktische An- 
er schauung in den Einrichtungen und Dienststellen der Bewegung zu ergänzen. 
Ir 3. Die Hoheitsträger haben sich im engen, kameradschaftlichen Umgang mit der 


deutschen Jugend ein klares Bild von dem politischen Wert und der Einsatz- 
bereitschaft der einzelnen deutschen Jungen und Mädchen zu machen. 

4. H]J.-Angehörige, die eine besondere Eignung für die Aufnahme in die NSDAP. 
besitzen, sind unter verständnisvoller kameradschaftlicher Anleitung frühzeitig 
in die politische Arbeit einzuführen. 

Das Ziel dieser gemeinsamen Arbeit zwischen Partei und HJ. muß sein, daß sich 
die Jugend zur Bewegung hingezogen fühlt und Junge wie Mädel sich der Ehre, 
Mitglied der Partei zu sein, bewußt werden. | 

Zur Durchführung dieser Anordnung setzen sich die Hoheitsträger mit den zu- ! 
ständigen HJ.-Führern in Verbindung. Die Dienststellen der HJ. erhalten vom Reichs- a 
jugendführer entsprechende Weisung. Erfahrungsberichte über die Auswirkung dieser 2 
Anordnung sind dem Hauptarbeitsgebiet Organisation erstmalig zum 20. 3. dieses j 
Jahres einzureichen. 
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B. Aufnahme der Angehörigen des Jahrganges 1925 in die Partei und ihre 
Überweisung in die Gliederungen 7 
.. Die Aufnahme von Angehörigen der Hitler-Jugend in die Partei sowie deren 
Überweisung in die Gliederungen muß bis auf weiteres aus kriegsbedingten Gründen 
zeitlich vorverlegt werden. 

Der nächste Aufnahmejahrgang — bestehend aus den Angehörigen des Geburts- 
jahrganges 1925 — wird daher am 20. April 1943, dem Geburtstage des Führers, 
feierlich in die Partei aufgenommen. 

Der Reichsschatzmeister hat im Einvernehmen mit dem Leiter der Partei-Kanzlei 
unter Aufhebung der seither gültigen Anordnung am 9. ı2. 42 neue Bestimmungen 
getroffen. : 

Ansehen und Wert der Bewegung werden maßgeblich bestimmt 
von der charakterlichen und weltanschaulichen Haltung und Ein- 
satzbereitschaft des einzelnen Mitgliedes. Hoheitsträger und Jugend- 
führer haben deshalb bei der Auslese des Partei-Nachwuchses den 
strengsten Maßstab anzulegen. 

Besonderer Wert ist auf eine gute Vorbereitung und Ausgestaltung der Feier zu 
legen. Je mehr die Partei der Aufnahme des Nachwuchses Bedeutung in der Bevölke- 
rung zu schaffen vermag, um so mehr werden sich auch die besten Kräfte der Jugend 
aus innerem Antrieb zur Bewegung melden. 

Die Aufnahmefeier muß daher eine Feierstunde im wahrsten Sinne des Wortes 
werden. Hierbei ist besonders zu berücksichtigen, daß, wie die Aufnahme der Jüngsten 
in das Deutsche Jungvolk, im gesteigerten Maße die Übernahme der Pimpfe in die 
Hitler-Jugend, so in letzter Steigerung die Aufnahme der Jungen und Mädel in die 
Partei jenen Höhepunkt an Feierlichkeit erreichen muß, die in den jungen Menschen 
einen besonderen tiefen Eindruck hinterläßt und ihnen diesen Tag zu einem unver- 
geßlichen macht. 


Hoheitsträger, Organisationsleiter und Propagandaleiter müssen daher im Verein 
mit den örtlichen Einheitsführern der HJ. alles im Kriege Mögliche daran setzen, 
um diese Feierstunde würdig zu gestalten. Die Vorbereitungen sind schon jetzt zu 
treffen. Die Gliederungsführer der übernehmenden Einheiten (SA, #, NSKK, 
NSFK und Fraueneinsatz) sind vom Hoheitsträger allen Besprechungen hinzuziehen. 

Aufnahme, Überweisung und Feier sind nach folgenden Grundsätzen durchzu- 
führen : 

ı. Aufnahme in die Partei 
a) Die vom Bewerber für”die Aufnahme in die Partei zu erfüllenden Vorausset- 

zungen sowie die Behandlung des Aufnahmeantrages durch die beteiligten 

Dienststellen der Partei sind in der Anordnung des Reichsschatzmeisters fest 

gelegt. Notwendige Abweichungen sind mir mitzuteilen, damit ich mich mit dem 

Leiter der Partei- und Finanzverwaltung darüber ins Benehmen setzen kann. 

Zugleich mit dem Aufnahmeantrag hat der Bewerber eine schriftliche Erklärung 

abzugeben, in welche Gliederung er überwiesen werden möchte. Aufnahme- 

anträge ohne diese Erklärung sind zurückzuweisen. 

c) Nach vorausgegangener Auslese können 30 vom Hundert der Jungen und 7 
vom Hundert der Mädel, mindestens aber alle BDM.-Führerinnen aufge- 
nommen werden. Ein Überschreiten dieser Richtzahlen ist dann statthaft, 
wenn Jugendliche nur deshalb von der Aufnahme ausgeschlossen werden 
müßten, weil das Aufnahmekontingent bereits erreicht ist. 


2, Überweisung in die Gliederungen 
a) Sämtliche Angehörigen des Jahrganges 1925 mit Ausnahme der weiterhin 
als Führer und Führerinnen in der Hitler-Jugend verbleibenden Jugendlichen 
sind verpflichtet, einer Gliederung beizutreten. 


b 
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b) Jugendlichen, die nicht in die Partei aufgenommen werden konnten, ist wie 
bisher Gelegenheit gegeben, nach dreijähriger Bewährung in der jeweiligen 
Gliederung einen Antrag um Aufnahme in die Partei unter. Befürwortung 
des Einheitenführers beim zuständigen Hoheitsträger zu stellen. 

c) Die Einheitenführer der Hitler-Jugend sind verpflichtet, den örtlichen Führern 
der übrigen Gliederungen schriftlich bis zum ı. 5. 1943 zu melden, welche 
Jungen und Mädel in die betreffenden Gliederungen überwiesen werden. 
Die gleiche Meldung erstatten die Führerinnen des BDM. an die örtlichen 
Leiterinnen des Fraueneinsatzes.. Eine Durchschrift der Meldungen ist dem 
zuständigen Hoheitsträger bis zum gleichen Zeitpunkt zuzustellen. 

d) In die Jugendgruppen des Fraueneinsatzes sind alle Angehörigen des BDM. zu 
überführen, die im Laufe des Kalenderjahres 1943 das 21. Lebensjahr vollenden 
und nicht als Führerinnen im BDM. verbleiben. 

e) Der Zeitpunkt für die Überweisung und Dienstaufnahme in den Gliederungen 
wird noch festgelegt. 


3. Feierablauf 
a) Die Aufnahmefeier der NSDAP. ist reichseinheitlich am 20. April durchzu- 
führen. Dieses gilt auch für das Generalgouvernement. . 
b) Die Richtlinien für den Feierverlauf werden von der Reichspropagandaleitung 
(Hauptamt Kultur) im Einvernehmen mit der Partei-Kanzlei herausgegeben. 


c) Der Reichsschatzmeister erläßt hinsichtlich der Bereitstellung von Mitteln für 
die Vorbereitung und Durchführung der Feier gesonderte Bestimmungen. 
Diese werden von dem Leiter der Partei- und Finanzverwaltung des Arbeits- 
bereiches bekanntgegeben werden. 

d) Die Distrikte werden angewiesen, rechtzeitig eine Überprüfung der Notwen- 
digkeit der Überweisungsfeier für jeden Standort vorzunehmen und eine evtl. 
Zusammenlegung mehrerer Standorte zu einer gemeinsamen Feierstunde 
zu erwagen. 


Betrifft: Organisatorische Änderungen 


Mit Wirkung vom ı. Januar 1943 sind folgende organisatorische Änderungen 
durchgeführt worden: 

ı. Der Standort Chinow, Distrikt Radom; ist in Standort Kozienice, mit dem 
Sitz in Kozienice umbenannt worden. 

2. Die Zelle Jedlnia, Standort Pionki, Distrikt Radom, istzum Standort Jedlnia 
erhoben worden. 

3. Der Standort Nisko ist aufgelöst und mit den Ortschaften Nisko, Rudnik, 
Stany, Jezowe und Kamien in den Standort Stalowa-Wola übernommen. 

4. Der Standort Janow-Lubelskie, Distrikt Lublin, ist in Standort Krasnik, mit 
dem Sitz in Krasnik, umbenannt worden. 


Betrifft: Anschriftenänderungen 


Die Dienststelle der Distriktstandortführung Galizien hat ihren Dienstsitz verlegt 
und befindet sich jetzt in Lemberg, Kopernikusstr. ı5. Fernsprechnr. 280 80. Post 
ist zu richten an: Distriktstandortführung Galizien der NSDAP., Lemberg, Schließ- 


fach 245. 


- ©2553 
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Die "Beichlistelle ee der Heichavscnnfchrung ist ab sofort 
unter der Fernsprechnummer 136 72—77 zu erreichen. 


Die Dienststelle des Wehrkreisbefehlshabers führt mit Wirkung vom 15. 12. 1942 
die Bezeichnung 


„Wehrkreiskommando Deneeilaoiverfenen (W. Kdo. Gen. Gouy.) 
Die Wehrkreisverwaltung Generalgouvernement (zugleich Intendant W. G.) ist 


von Tomaschow-Maz. nach Krakau, Wehrmachtstr. 5a verlegt. Fernsprechverbindung 
über Heeresvermittlung Krakau 151 21. 
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Verordnungsblaft 
NSDAP. Arbeitsbereich Personalamt 
Generalgouvernement 


Rundschreiben Nr. Pers. 1/43 


Betrifft: Abstellung von hauptamtlichen Politischen Leitern 
aus dem Reich in den Arbeitsbereich Generalgou- 
vernement der NSDAP. 


Aus gegebener Veranlassung weise ich nochmals darauf hin, daß die Abstellung 
hauptamtlicher Politischer Leiter aus dem Reich in das Generalgouvernement nur 
auf dem vorschriftsmäßigen Wege über die Partei-Kanzlei erfolgen darf. h 


Alle Dienststellen der Partei, die einen hauptamtlichen Politischen Leiter einstellen 
wollen, setzen sich mit dem Personalamt des Arbeitsbereiches rechtzeitig in Verbin- 
dung. Nach Klärung aller Formalitäten erfolgt dann vom Personalamt der Partei- 
Kanzlei die Durchführung der Kommandierung bzw. Versetzung. 


Diese Anordnung gilt auch für die Hauptarbeitsgebiete Volkswohlfahrt und Ar- 
beits- und Sozialpolitik. . 


Betrifft: Ernennungen und Beförderungen durch den Führer 

Der Führer hat am 90. Januar 1943 den Leiter des Hauptarbeitsgebietes Technik, 
im Arbeitsbereich Generalgouvernement der NSDAP., Pg. Josef Kobold, zum 
Leiter eines Hauptarbeitsgebietes und Bereichsleiter ernannt. 


Seifert 


Folge 1-3/3. Jahrgang 07 6/S.1 


ne BEE ET 
A oxE. er ’ a ae 


u Sa NR. ae, Zt f k . Fe um, N 


6 
N 


T, NR rt h 


ve 


N 
” 
i 


eo 


zer 


BEER IRTEFNENETATSEZEET ZT TRUTH ZU NETTE 


1 


"4 


Verordnungsblatt 
NSDAP. Arbeitsbereich Schulung 
Generalgouvernement 


Betrifft: Lehrplan für die Grundlagenschulung 


Für die Grundlagenschulung wird folgender Lehrplan aufgestellt: 


I. Die deutsche Schicksalswende 
II. Adolf Hitler, der Führer 
III. Grundlinien der deutschen Geschichte 
IV. Die NSDAP. als politischer Führungsorden: 
ı. Grundsätzliches über Wesen und Sinn der NSDAP. 
2. Geschichte der NSDAP. 
3. Der Aufbau der NSDAP. 
4. Die nationalsozialistische Weltanschauung 
a) Die nationalsozialistische Weltanschauung ist die Anerkennung der 
Gesetzlichkeit der gesamten Natur. 
b) Die biologischen Grundsätze. 


5. Das Programm der NSDAP. 
a) Grundsätzliches über Wesen, Bedeutung und Entstehung des Pro- 
ramms. 
b) Inhaltliche Behandlung in gruppenweiser Zusammenfassung. 


V. Die deutsche Haltung: Freiheit, Schicksal, Führertum, Soldatentum, 
Ehre usw. 
VI. Die Aufgaben des Blockleiters: : 
ı. Allgemeine Grundsetzung der Menschenführung 
2. Die tägliche Betreuungsaufgabe des Blockleiters 
VII. Deutscher Ordnungsauftrag in Europa 
VIII. Die großen Linien der Weltpolitik 
IX. Kampf als Lebensgesetz. 


Die Grundlagenschulung im Rahmen der Schulung der Politischen Leiter soll 
zunächst jene erfassen, die noch keine systematische Schulung durchgemacht haben, 
besonders aber die Blockleiter und ihre Mitarbeiter. Da es während des Krieges, 
aber auch längere Zeit nachher unmöglich sein wird, längere Lehrgänge durch- 
zuführen, empfiehlt es sich, den Lehrplan für die Grundlagenschulung aufzuteilen. 
Die Themen können in mehreren Wochenendlehrgängen behandelt werden, evtl. 
unter gruppenweiser Zusammenfassung der betreffenden Schulungsteilnehmer ein- 
zelner Standorte an einem ihnen zentral gelegenen Ort. 


Betrifft: Gruppenschulung 


Zur Klärung der Fragen hinsichtlich der Durchführung der Ortsgruppenschulung 
wurde anläßlich der Gauschulungsleiter-Tagung in Berlin-Wannsee eine Arbeits- 
gemeinschaft gebildet. Als Ergebnis dieser Arbeitsgemeinschaft kann folgendes fest- 
gestellt bzw. in Vorschlag gebracht werden. N ’ 

Die Erfahrungen der letzten Zeit haben ergeben, daß eine Aktivierung der Partei- 
genossenschaft und eine einheitliche Ausrichtung unter allen Umständen erforderlich 
ist. Um diese Erziehungsarbeit aber durchführen zu können, haben alle Kräfte der 
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Partei gemeinsam zu arbeiten. Es ist daher zweckmäßig und erfolgversprechend, 
wenn, wie schon in verschiedenen Gauen, die angeordneten Mitgliederabende gleich- 
zeitig mit den Schulungsabenden verbunden werden. 

Die praktische Durchführung solcher Abende zeigte, daß es am besten ist, wenn 
die Leitung des Mitgliederabends der jeweilige Hoheitsträger übernimmt. Er begrüßt 
die Parteigenossen und gibt dann in einem kurzen Referat die ihm wertvoll erschei- 
nenden Gedanken bekannt. ; 

Dann spricht der Schulungsleiter oder ein Schulungsredner über das jeweils fest- 
gelegte Thema des Hauptarbeitsgebietes Schulung. Ausklingen soll der Mitglieder- 
abend in einer Aussprache. t 

Die Schulung ist gerade unter den heutigen Kriegsverhältnissen in der Lage, 
. die Mitgliederversammlungen mit Inhalt zu erfüllen, und es muß den Mitgliedern 
der-NSDAP. in den Mitgliederversammlungen mehr gegeben ‚werden, als den draußen 
stehenden Volksgenossen gegeben werden kann. Damit wird allmählich die größere 
weltanschauliche Sicherheit geschaffen, die die Parteigenossenschaft von der breiten 
Masse des Volkes willensmäßig abhebt und in ihre eigentlichen Führungsaufgaben 
hineinwachsen läßt. Zn 

An den Mitgliederabenden haben alle Politischen Leiter teilzunehmen. Die 
Führer der Gliederungen sind dazu einzuladen. 

Wenn außerdem im Rahmen dieser gesamten Aktivierungsarbeit der Parteige- 
nossenschaft eine von der Propagandaleitung angeordnete und in einen gewissen 


Zeitraum festgelegte Versammlungswelle durchgeführt wird, so ist dies zur Aus- 


richtung der gesamten Bevölkerung notwendig. 
Holweger 
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Verordnungsblatt 
NSDAP. Arbeitsbereich 


Propagandaamt 
Generalgouvernement 


Betrifft: Glockengeläut bei Beerdigungen 


Durch einen Erlaß des Reichministers des Innern ist Vorsorge getroffen, dafs 
dem Wunsch auf Glockenläuten ohne Rücksicht auf die Konfession des Verstorbenen 
entsprochen werden müsse, falls dieser Wunsch von dem Verstorbenen seinen Hinter- 
bliebenen oder denjenigen, die die Bestattung veranlassen, geäußert wurde. Wenn 
also z. B. im Falle der Beerdigung eines Gottgläubigen das Glockengeläut gewünscht 
wird, so darf es nicht verweigert werden. 


Betrifft: Jüdische Mischlinge Ersten Grades in der Wehrmacht 


Alle bekanntwerdenden Fälle, in denen noch jüdische Mischlinge Ersten Grades 
bei der Wehrmacht Dienst tun, sind unter Angabe von Namen, Vornamen, Dienst- 
grad, Geburtstag und Feldpostanschrift über die Distriktstandortführungen der 
NSDAP. dem Arbeitsbereich zur Weiterleitung mitzuteilen. 


Betrifft: Redeverbot für die Malerin und Lehrerin Luise Kämpfe 
aus Bad Salzburg 


Auf‘ Anordnung des Leiters des Amtes Rednerwesen in der Reichspropaganda- 
leitung ist ein Auftreten der Malerin und Lehrerin Marie-Luise Kämpfe, die bei 
der Gedok (Gemeinschaft deutschösterreichischer Künstlerinnen) Vorträge über 
Japan hält, unverzüglich zu unterbinden. 


Die. Propagandaleiter haben bei ihrem Erscheinen ein Auftreten der Genannten 
in jedem Falle zu verhindern und nach hier Meldung zu erstatten. 


Betrifft: Kranzspenden bei Partei- und Staatsbegräbnissen 


Bei Partei-.und Staatsbegräbnissen haben sich bisher auch die Dienststellen der 
Partei stark mit Kranzspenden beteiligt. 


Es ist bekannt, daß die Versorgung der Zivilbevölkerung mit Kränzen für Begräb- 
nisse ganz erheblich gekürzt werden mußte. 


Im Einvernehmen mit dem Leiter der Partei-Kanzlei bitte ich daher, alle Partei- 
dienststellen anzuweisen, sich bei Partei- und Staatsbegräbnissen nur dann mit Kranz- 
spenden zu beteiligen, wenn sie zu dem Verstorbenen in näherer Beziehung‘gestanden 
haben. ‚ ; 


Betrifft: Verpflichtung der Jugend 


Wie im vergangenen wird auch in diesem Jahre dem Tag der Verpflichtung der 
Jugend starke Beachtung zu widmen sein. Sie ist auf den 28. März angeordnet. Fol- 
gende wichtige Punkte sind dabei zu berücksichtigen: 

j 


v 
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1. Sie ist eine Parteifeier und muß im örtlichen Hoheitsbereich mit stärkster 
Nachhaltigkeit und unter Einsatz aller dafür in Frage kommenden Kräfte 
in das Gemeinschaftsbewußtsein der Deutschen getragen werden. 


». Für die Durchführung ergehen von der Jugendführung vie an Propaganda 
zeitlich die notwendigen Richtlinien. 


3. Die Ansprache als Mittelpunkt der Verpflichtungsfeier hält der Hoheitsträger, 
bzw. ein von ihm beauftragter Politischer Leiter, bzw. ein Redner. 


4. Die Schulentlassung, erfolgt wie im Vorjahre i in Form einer Verabschiedung. . 
‘durch den Schulerzieher. 


5. Die durch die Propaganda zugehenden Gedankenfihrungen zu einer Rede ern 
sind den Ansprachen unbedingt zugrunde zu legen. : 
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Verordnungsblatt 
NSDAP. Arbeitsbereich Parteigericht 
Generalgouvernement 


Betrifft: Richtlinien für die Parteigerichte der NSDAP. 


Verfügung des Führers V 22/42 vom 21. 11. 1942: 


„Ich verfüge: 


I. 


Die Parteigerichte sind Organe der politischen Führung. Nicht formal-rechtliche 
Anschauungen, sondern die politischen Notwendigkeiten der Bewegung sollen 
Ausgangspunkt ihres Handelns sein. 


. Die zuständigen Hoheitsträger ordnen die Durchführung eines Parteigerichts- 


verfahrens an; beim Obersten Parteigericht nimmt diese Aufgabe in meinem 
Auftrage der Leiter meiner Partei-Kanzlei' wahr. 


. Beschlüsse der Parteigerichte bedürfen der Bestätigung durch den zuständigen 


Hoheitsträger. Die Bestätigung der Beschlüsse des Obersten Parteigerichts 
obliegt in meinem Namen dem Leiter meiner Partei-Kanzlei. 


. Die Hoheitsträger und der Leiter meiner Partei-Kanzlei sind berechtigt, einst- 


weilige Verfügungen zu erlassen. 


. Meine Verfügung V 17/42 vom 18. 10. 1942 wird hierdurch nicht berührt. 
. Die Neufassung der Richtlinien für die Parteigerichte vom 17. 2. 1934. erfolgt 


durch den Vorsitzenden des Obersten Parteigerichts im Einvernehmen mit 
dem Leiter meiner Partei-Kanzlei. 


Führerhauptquartier, den 21. November 1942 
gez. Adolf Hitler“ 


Verfügung des Führers V 17/42 vom 18. 10. 1942 


„Ich verfüge: 


Als mein Generalbevollmächtigter in allen vermögensrechtlichen Angelegenheiten 
der Partei und ihrer Gliederungen ist der Reichsschatzmeister allein zuständig für 
die Veranlassung von Parteigerichtsverfahren und die Erstattung von Strafanzeigen 
im Falle finanzieller Verfehlungen zum Schaden des Parteivermögens. 

Die Verfügung gilt sinngemäß auch für die angeschlossenen Verbände der NSDAP. 
und das WHW., sobald die Eingliederung ihrer Revisionsabteilungen in das Reichs- 
revisions- und Reichsrechnungsamt des Reichsschatzmeisters erfolgt ist. 


Führerhauptquartier, den ı8. Oktober 1942. 
gez. Adolf Hitler“ 


Auf Grund der Verfügung des Führers V 22/42 vom 21. 11. 1942 erlasse ich 
im Einvernehmen mit dem Leiter der Partei-Kanzlei folgende Richtlinien für die 
Parteigerichte: 
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I. Zweck und Grundlagen der Parteigerichtsbarkeit: 


ı. Nach dem Willen des Führers sind die Parteigerichte ein Mittel der politi- 
schen Führung zur Sauberhaltung und inneren Festigung der Bewegung. 


2.’Die nationalsozialistische Weltanschauung und die politischen Ziele der Be- 
wegung sind für sie oberstes Gesetz und Grundlage ihrer Rechtsfindung. 


3. Eine gesunde, politisch vernünftige Denkungsweise bildet die Voraussetzung 

ihrer Tätigkeit. 
II. Aufgaben der Parteigerichte: 

1. Wer seine Pflichten als Parteigenosse verletzt hat, kann durch den Hoheits- 

ı träger vor dem Parteigericht zur Rechenschaft gezogen werden. Der Weg 
des parteigerichtlichen Strafverfahrens soll jedoch erst beschritten werden, 
wenn der Hoheitsträger disziplinäre Maßnahmen nicht mehr für ausreichend 
ansieht. 


2. Persönliche Zwistigkeiten unter Parteigenossen werden von den Parteigerichten 
geschlichtet, wenn der Hoheitsträger dies für erforderlich hält. Die Anrufung 
der öffentlichen Gerichte (Privatklage) ist erst zulässig, wenn das Parteigericht 
die Genehmigung hierzu erteilt hat. . 

3. Wer sich in seiner Ehre als Parteigenosse- angegriffen fühlt, kann beim zu- 
ständigen Hoheitsträger zum’ Schutze seiner Ehre ein Parteigerichtsverfahren 
'gegen sich selbst beantragen: 

III. Aufbau der Parteigerichte: 
ı. Parteigerichte bestehen: 
a) bei den Kreisleitungen ; 
b) bei den Gauleitungen ; ! 
c) bei der Ortsgruppe Braunes Haus; 
d) bei der Reichsleitung. 3 
2. Bezeichnung der Parteigerichte und ihrer Leiter: 


a) Kreisgericht der NSDAP. — Der Leiter des Kreisgerichts; 

b) Gaugericht der NSDAP. — Der Leiter des Gaugerichts ; 

c) Gaugericht Braunes Haus — Der Leiter des Gaugerichts Braunes Haus; 

d) Oberstes Parteigericht — Der Leiter des Obersten Parteigerichts. 

3. Zuständige Hoheitsträger: 

a) für das Kreisgericht: Der Kreisleiter ; 

b) für das Gaugericht: Der Gauleiter ; 

c) für das Gaugericht Braunes Haus: Der Leiter der Ortsgruppe Braunes Haus; 

d) für das Oberste Parteigericht: Der Führer, dessen Befugnisse gemäß Ver- 
fügung des Führers V 22/42 vom 22. ı1. 1942 der Leiter der Partei-Kanzlei 
wahrnimmt. 


4. Parteirichter und Schöffen. 
a) Die Voraussetzungen. 


Zu Parteirichtern sollen bewährte, weltanschaulich gefestigte National- 
sozialisten bestellt werden, die vorher in der praktischen Parteiarbeit aktiv 
tätig waren. Richtschnur ihres Handelns sind die nationalsozialistische 
Weltanschauung, die politischen Notwendigkeiten und das Wohl der Be- 
wegung. Nach diesen Grundsätzen sprechen sie Recht, ohne an Einzel- 
bestimmungen gebunden zu sein. Ein besonders ausgeprägtes Rechtsgefühl — 
die Voraussetzung für jeden politischen Führer — muß den Parteirichtern 
in besonderem Maße eigen sein. Die Aufgaben der Parteigerichtsbarkeit 
unterscheiden sich grundlegend von denen der staatlichen Gerichtsbarkeit; 
die juristische Vorbildung stellt daher auch keine Voraussetzung für das 
parteirichterliche Amt dar. 
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Besonders die Parteirichter müssen mit der täglichen Parteiarbeit verbunden 
bleiben. Die Dauer der Tätigkeit im Parteigericht soll daher nicht unbe- 
grenzt sein. Im Interesse einer lebensnahen Parteigerichtsbarkeit und um 
jedes Abgleiten in wirklichkeitsfremde, formale Auffassungen zu verhindern, 
sollen die Parteirichter nach Ablauf einer gewissen Zeitspanne wieder in 
den allgemeinen Parteidienst zurückkehren. % 
Während der Ausübung ihres Parteirichteramtes sollen die Parteirichter 
kein anderes Parteiamt bekleiden. 
Dienstrang, Ernennung und Abberufung der Parteirichter. 
Die Parteirichter haben Dienstrang und Dienststellung der Politischen 
Leiter. Sie werden nach dem geltenden Ernennungsverfahren für Politische 
Leiter ernannt und unterliegen im übrigen den allgemeinen Bestimmungen | 
für Politische Leiter. 3 | 
Der Führer ernennt den Leiter des Obersten Parteigerichts und auf dessen ) 
Vorschlag die Richter beim Obersten Parteigericht und die Leiter und Mu 
Kammervorsitzenden der Gaugerichte. Zu dem Vorschlag eines Leiters 
MR oder Kammervorsitzenden des Gaugerichts ist die Zustimmung des Gau- 
leiters notwendig. 
Die übrigen Parteirichter ernennt der Leiter des Obersten Parteigerichts 
im Einvernehmen mit dem zuständigen Hoheitsträger. 
Amtsenthebungen können bei den vom Führer ernannten Parteirichtern | 
nur vom Führer, bei allen übrigen nur vom Leiter des Obersten Partei- u 
gerichts im Einvernehmen mit dem Hoheitsträger ausgesprochen werden. nl 
c) Schöffen. 
In den Verfahren der Parteigerichte sollen Schöflen beteiligt werden. Ge- 
hört der angeschuldigte Parteigenosse einer Gliederung an, muß mindestens 


b 


— 
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ein Schöffe Mitglied der betreffenden Gliederung sein. In anderen Fällen u 
sollen sie dem sonstigen Arbeitskreis des angeschuldigten Parteigenossen E 
angehören. Y 
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IV. Zuständigkeit der Parteigerichte: 
ı. Es sind zuständig: 

a) die Kreisgerichte für Verfahren gegen alle Parteigenossen, für die nicht 
die Gaugerichte oder das Oberste Parteigericht in erster Instanz zuständig 
sind; k 

b) die Gaugerichte für Verfahren gegen Parteigenossen vom Ortsgruppen- 
leiter und Sturmbannführer an bis einschließlich Kreisleiter, Gauhaupt- 
amtsleiter, Oberführer und entsprechende Dienstränge, sowie für Beschwer- } 
den gegen Entscheidungen der Kreisgerichte ; \ 

c) das Gaugericht Braunes Haus für Verfahren gegen die Mitglieder der 
Ortsgruppe Braunes Haus, soweit nicht das Oberste Parteigericht zu- 
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ständig ist; 
k » d) das Oberste Parteigericht für Verfahren gegen Parteigenossen vom Reichs- 
N hauptamtsleiter, Stellv. Gauleiter, Brigadeführer und entsprechende Dienst- 
S ränge an aufwärts, sowie 
' für Verfahren von besonderer politischer Bedeutung und für Beschwerden 
ri gegen Entscheidungen der Gaugerichte. \ 
v ' 
x 2. Strafen der Parteigerichte. 
ni a) Die Parteigerichte können auf folgende Strafen erkennen: 
Verweis, 
bs strenger Verweis, 
h Verwarnung, 
in. 


strenge Verwarnung, 
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n ; 
h strenge Verwarnung mit Androhung des Ausschlusses aus der NSDAP., 
N Ausschluß, 
N Ausstoßung. 

b) Stellt das Parteigericht in einem Verfahren fest, daß die Voraussetzungen 


für die Zugehörigkeit zur NSDAP. nicht gegeben sind, so ist dem Hoheits- 
träger die Entlassung vorzuschlagen. 


c) Die Strafen werden vom Hoheitsträger nach erfolgter Bestätigung des 
Parteigerichtsbeschlusses vollzogen. Die Parteigerichte veranlassen die Ein- 
tragung der Strafen: 

Verwarnung, 
strenge Verwarnung, 

strenge Verwarnung mit Androhung des Ausschlusses 

im Mitgliedsbuch. Nach Ablauf von 5 Jahren, vom Tage der Eintragung 

an gerechnet, sind diese auf Antrag des Bestraften zu löschen. 


V. Verfahren der Parteigerichte: 


A 1. Verfahrensarten: 


a) Parteigerichtliche Strafverfahren, 

b) Schlichtungsverfahren, 

c) Ehrenschutzverfahren, 

ER d) Schnellverfahren (einstweilige Verfügung). 


2. Einleitung der Verfahren: 


a) Alle parteigerichtlichen Verfahren, mit Ausnahme der Verfahren wegen 
finanzieller Verfehlungen zum Nachteil der Partei, ihrer Gliederungen, 

der angeschlossenen Verbände und des WHW., werden vom zuständigen 

Hoheitsträger angeordnet, der gleichzeitig bestimmt, welches der unter 

Ziff. ı genannten Verfahren zur Anwendung kommen soll. 

Die Verfahren gemäß Verfügung des Führers V 17/42 vom 18. 10. 1942 

ordnet der Reichsschatzmeister an. 


b) Lehnt der Hoheitsträger die Anordnung eines Verfahrens ab, so steht so- 
wohl dem Parteigenossen als auch dem Parteigericht das Beschwerderecht » 
beim übergeordneten Hoheitsträger zu. 


N 3. Durchführung der Verfahren. 
er Die Verhandlungen der Parteigerichte haben in einem der NSDAP. würdigen 
K Rahmen stattzufinden. 


Aufgabe jedes Verfahrens ist die einwandfreie Feststellung des Sachverhalts. 
Neben dem mündlichen ist auch das schriftliche Verfahren zulässig. 

Dem angeschuldigten Parteigenossen muß vom Beginn des Verfahrens an bis 
zu seinem Abschluß ausreichend Gelegenheit gegeben werden, sich gegen alle 
erhobenen Vorwürfe zu verteidigen. 


Eine Vertretung des angeschuldigten Parteigenossen ist ausgeschlossen; es 
f; bleibt ihm jedoch unbenommen, sich mit Zustimmung des Parteigerichts 
\ 
% 


hi von einem Parteigenossen beraten zu lassen. 

a In Verfahren wegen finanzieller Verfehlungen zum Nachteil der Partei, ihrer 
RR; Gliederungen, der angeschlossenen Verbände und des WHW. ist der Beauf- 
Y tragte des Reichsschatzmeisters in Revisionsangelegenheiten zur Abgabe eines 
“ Gutachtens aufzufordern und als Sachverständiger zur Hauptverhandlung 
h zu laden. 

E Nach sorgfältiger Beweisaufnahme ist dem Hoheitsträger oder seinem Ver- 
: ‚treter Gelegenheit zur Stellungnahme und zum Strafantrag zu geben. Im 
Falle eines Verfahrens gemäß Verfügung des Führers V 17/42 vom 18. 10. 1942 
An stellt der Reichsschatzmeister bzw. sein Beauftragter den Strafantrag. 

a Der angeschuldigte Parteigenosse hat das letzte Wort. 
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Der Beschluß wird nach geheimer Beratung des Gerichts verkündet und mit 
Beschwerdebelehrung den Beteiligten zugestellt. 


4 Bei verschiedenen Auffassungen in der Beratung entscheidet der Vorsitzende. 
| Der Beschluß ist in jedem Fall von allen Mitgliedern des Parteigerichts zu 
unterzeichnen. 

: “ 4. Bestätigung der Beschlüsse durch den Hoheitsträger. 


a) Die Beschlüsse der Parteigerichte werden rechtskräftig durch die ‚Bestäti- 
gung des Hoheitsträgers. Sie hat binnen einem Monat seit Zustellung 


x zu erfolgen. 

j b) Bestätigt der Hoheitsträger einen Beschluß nicht, so hat das Parteigericht 
a die Akten mit seiner Stellungnahme unverzüglich dem übergeordneten 
al Parteigericht zur weiteren Behandlung vorzulegen. Die Ablehnung der 


Bestätigung ist durch den Hoheitsträger zu begründen. 
c) Legt der angeschuldigte Parteigenosse fristgerecht Beschwerde ein, so hat 
das Parteigericht die Sache unter Mitteilung an den Hoheitsträger un- 
& mittelbar an das übergeordnete Parteigericht abzugeben. 


. Beschwerden. 


Das Recht der Beschwerde besteht gegen Beschlüsse der Kreisgerichte sowie 
gegen erstinstanzliche Beschlüsse der Gaugerichte. 
Gegen zweitinstanzliche, auf Ausschluß oder Außtossung erkennende Be- 
schlüsse der Gaugerichte steht dem angeschuldigten Parteigenossen das weitere 
Beschwerderecht beim Obersten Parteigericht zu. 


Das Beschwerderecht kann nur persönlich wahrgenommen werden. Die Frist 
zur Einlegung der Beschwerde und ihrer Begründung beträgt ı4 Tage. Sie 
beginnt mit dem Tage der Zustellung des Beschlusses. 

Gegen Beschlüsse in Verfahren gemäß Verfügung des Führers V 17/42 vom 
18. 10. 1942 steht dem Reichsschatzmeister ebenfalls das Beschwerderecht 
innerhalb einer Frist von 2 Wochen zu. 

Die Beschwerde ist bei dem Parteigericht, gegen dessen Beschluß sie sich richtet, 


Br; 
an 


einzulegen. 
Das Parteigericht hat unter Mitteilung an’den Hoheitsträger die Beschwerde 
mit den Akten und einer Stellungnahme unverzüglich dem übergeordneten 
Parteigericht vorzulegen. 
wi 6. Wiederaufnahme des Verfahrens. 
Ei Die Wiederaufnahme eines abgeschlossenen Verfahrens findet statt, wenn 
= durch neue Tatsachen oder Beweismittel eine wesentlich andere Entscheidung 


i zu erwarten ist. Die Anordnung des Wiederaufnahmeverfahrens ist durch 
RX den zuständigen Hoheitsträger an das Parteigericht zu richten, das zuletzt 
“r entschieden hat. ö 


%& 7. Einstweilige Verfügung (Schnellverfahren). { 

Die einstweiligen Verfügungen sollen von den Parteigerichten vorbereitet 
werden. Das Parteigericht kann sie auch von sich aus beim Hoheitsträger 
beantragen. 

u Sie müssen eine tatsächliche Begründung enthalten. 

w Der angeschuldigte Parteigenosse ist in der einstweiligen Verfügung darüber 

Ne zu belehren, daß er Einspruch dagegen einlegen kann. 

Er ist darauf hinzuweisen, daß die Verfügung endgültig wird, wenn nicht 

innerhalb 14 Tagen Einspruch eingelegt ist. 

Der Einspruch ist bei dem Hoheitsträger einzulegen, der die Verfügung er- 

lassen hat. Der Hoheitsträger hat den Einspruch unverzüglich mit seiner Stellung- 

Y nu nahme dem Parteigericht zuzuleiten. Die Wirksamkeit der einstweiligen 

x Verfügung wird durch den Einspruch nicht berührt. 
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& Für die Behandlung des weiteren Verfahrens nach. Einlegung des Einspruchs 
gelten die Richtlinien des allgemeinen Verfahrens. 


/ 


8. Mitwirkung der Gliederungen. 
Beschlüsse der Parteigerichte gegen Parteigenossen, die gleichzeitig einer Glie- 
derung angehören, sind für diese bindend. 


ZIWERTT 


istin allen Fällen, in denen der angeschuldigte Parteigenosse einer Gliederung 

angehört, diese am Verfahren wie folgt zu beteiligen: 

a) Die Gliederung ist von der Einleitung des Verfahrens zu benachrichtigen. 
Zur Hauptverhandlung ist ein Vertreter zu laden, 

b) Vor der Hauptverhandlung ist der Gliederung Gelegenheit zur mündlichen 

\% oder schriftlichen Stellungnahme zu geben. 

c) Bei der Verhandlung hat ein Führer der Gliederung, der der angeschul- 
digte Parteigenosse angehört, als Beisitzer mitzuwirken. 

d) In der Verhandlung ist der Vertreter der Gliederung berechtigt, sowohl 
an den angeschuldigten Parteigenossen als auch an die. Zeugen Fragen zu 
stellen. Zu einer Stellungnahme während des Verfahrens ist er nicht be- 
rechtigt. 

e) Dem zuständigen Gliederungsführer steht das Beschwerderecht beim Hoheits- 
träger zu. 


I 9. Parteirichter, Schöflen, Zeugen sowie alle sonstigen an einem Verfahren be- 
FAR teiligten Personen sind zur Verschwiegenheit verpflichtet. 

N Hoheitsträger, Gliederungsführer, Parteirichter und Schöffen dürfen in einem 
il Verfahren nicht tätig werden, wenn sie ein persönliches Interesse an der Sache 
Ri. haben. 

" VER 

Y Die Richtlinien für die Parteigerichte der NSDAP. vom 17. 2. 1934 treten hiermit 
außer Kraft. Die Geschäftsordnung für die Parteigerichte ergeht gesondert. 


München, den 30. Dezember 1942. 
r gez.: Walter Buch 


Geschäftsordnung für die Parteigerichte der NSDAP. 


|/ 
119 Zur Gewährleistung eines einheitlichen ordnungsgemäßen Verfahrensablaufs und 
ij unter Zusammenfassung besonderer Anordnungen des Obersten Parteigerichts ergeht 
1 nachfolgende Geschäftsordnung für die Parteigerichte der NSDAP. 


3 Verfahren vor der Hauptverhandlung 
| Voruntersuchung. 

ı. Das Parteigericht kann vom Hoheitsträger, bevor er die Einleitung eines 

Verfahrens anordnet, mit der Durchführung von Ermittlungen (Vorunter- 
suchung) beauftragt werden. 
Sieht der Hoheitsträger auf Grund der Voruntersuchung von der Anordnung 
eines Verfahrens ab, so ist die Voruntersuchung formlos einzustellen. Hat 
der beschuldigte Parteigenosse von den gegen ihn geführten Ermittlungen 
Kenntnis, so ist ihm in der Regel die Einstellung mitzuteilen. Eine Mitteilung 
an andere Beteiligte soll nur erfolgen, soweit dies notwendig erscheint. 
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I. Allgemeines Verfahren 


Um die Übereinstimmung der zu treffenden Maßnahmen zu. gewährleisten, 


6 


Anordnung des Verfahrens. 

2. Ordnet der Hoheitsträger bzw. gemäß Verfügung des Führers V 17/42 vom 
18. 10. 1942 der Reichsschatzmeister die Durchführung eines Verfahrens an, 
so hat das Parteigericht umgehend die erforderlichen Ermittlungen anzu- 
stellen. Es vernimmt die in Betracht kommenden Zeugen und Sachverständigen 
(Gutachten des Beauftragten des Reichsschatzmeisters). Dem angeschuldigten 
Parteigenossen ist bei seiner Vernehmung Gelegenheit zu geben, Zeugen und 
Beweismittel zu benennen. 

Alle am Verfahren Beteiligten sind auf ihre Schweigepflicht hinzuweisen. 

3. Die Gliederung des angeschuldigten Parteigenossen ist nach Anordnung des 
Verfahrens zur mündlichen oder schriftlichen Stellungnahme aufzufordern. 
Dem angeschlossenen Verband kann nach Mitteilung von der Anordnung des 
Verfahrens Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben werden. 


Anschuldigungsschrift. . 

4. Nach Abschluß der Ermittlungen werden die Anschuldigungspunkte und 
Beweismittel dem angeschuldigten Parteigenossen im einer Anschuldigungs- 
schrift mitgeteilt. Sie bedarf keiner besonderen Form. An die sonstigen Be- 
teiligten können Abschriften gegeben werden. 

Später hinzutretende weitere Anschuldigungen sind dem angeschuldigten 
Parteigenossen schriftlich oder mündlich unter Niederschrift zu den Akten 
bekanntzugeben, 


5. Nach Übersendung der Anschuldigungsschrift hat der angeschuldigte Partei- 
genosse seinen Mitgliedsausweis zu den Akten zu geben. 


6. Für die Durchführung des Verfahrens erforderliche Unterlagen, Auskünfte 
und Stellungnahmen von Dienststellen der Partei oder des Staates oder anderer 
Stellen sind rechtzeitig beizuziehen. ; 


Örtliche Zuständigkeit. 

7. Örtlich zuständig sind der Hoheitsträger und das Parteigericht, in deren Be- 
reich der angeschuldigte Parteigenosse bei Einleitung des Verfahrens geführt 
wird oder zuletzt geführt worden ist. S 
Eine Ummeldung während des Verfahrens berührt die Zuständigkeit nicht. 
Hat in besonderen Fällen der angeschuldigte Parteigenosse für längere Zeit 
seinen Wohnsitz oder Aufenthalt in einem anderen Bereich*), so kann auch 
der dort zuständige Hoheitsträger das Verfahren bei seinem Parteigericht 
durchführen lassen. Der für das Heimatgebiet des angeschuldigten Partei- 
genossen zuständige Hoheitsträger ist zu benachrichtigen. 

8. Ihrem Inhalt nach zusammenhängende Verfahren gegen verschiedene ange- 
schuldigte Parteigenossen können im Einverständnis mit den beteiligten 
Hoheitsträgern bei einem Parteigericht verbunden werden. 

Sind Parteigerichte verschiedener Ordnung zuständig, so ist das Verfahren 
bei dem übergeordneten Parteigericht durchzuführen. 

9. Verfahren gegen Parteigenossen, die in der NSDAP., ihren Gliederungen 
oder angeschlossenen Verbänden hauptamtlich tätig sind, sollen mit besonderer 
Beschleunigung durchgeführt werden, weil sich aus der parteigerichtlichen 
Entscheidung für das Arbeitsverhältnis des Parteigenossen besondere Folgerun- 
gen ergeben können. ’ 


10. Die Parteigerichte und die Gerichte des Staates leisten einander Rechtshilfe. 


Austritt während des Verfahrens. 


ı1. Eine Austrittserklärung des angeschuldigten Parteigenossen während des partei- 
gerichtlichen Verfahrens ist nicht entgegenzunehmen. 
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x) Arbeitsbereiche der NSDAP., Dienstverpflichtung 
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Hauptverhandlung 


Das Parteigericht soll nach Möglichkeit auf Grund einer Hauptverhandlung 
entscheiden. Wird ohne Hauptverhandlung entschieden, so ist der ange- 
schuldigte Parteigenosse hierüber in Kenntnis zu setzen. 


Schöffen. 


13. 


14. 
15. 


16. 


Dr 


Als Schöffen wirken Parteigenossen mit, die der Gliederung des angeschul- 
digten Parteigenossen oder seinem sonstigen Arbeitskreis angehören. Vor 
Beginn ihrer Tätigkeit sind sie besonders zu verpflichten. 

Die Verhandlung vor dem Parteigericht ist nicht öffentlich. 

Zur Hauptverhandlung sind der Hoheitsträger in jedem Verfahren, im Falle 
eines Verfahrens gemäß Verfügung des Führers V 17/42 vom ı8. 10. 1942 
der Reichsschatzmeister bzw. sein Beauftragter, der angeschuldigte Partei- 
genosse und der Vertreter der zuständigen Gliederung mit einer angemessenen 
Frist zu laden. 

Zu Beginn der Verhandlung, die vom Vorsitzenden geleitet wird, werden 
die Beteiligten aufgerufen. Die Zeugen und Sachverständigen werden über 
ihre Pflicht zur wahrheitsgetreuen Aussage belehrt und auf die Möglichkeit 
ihrer Vereidigung sowie die Folgen einer Eidesverletzung hingewiesen. Sie 
werden zum Schweigen über den Inhalt der Verhandlung verpflichtet. Die 
Zeugen haben sodann den Verhandlungsraum bis zu ihrem erneuten Aufruf 
zu verlassen. 

Nach Bekanntgabe der gegen ihn erhobenen Vorwürfe soll sich der ange- 
schuldigte Parteigenosse zu diesen äußern. Die Zeugen und Sachverständigen 
werden danach einzeln nacheinander zur Person und zur Sache vernommen. 


Zeugenvernehmung. 


18. 


20. 


21, 


22. 


Bei Beginn der Vernehmung hat der Zeuge genaue Angaben zur Person 
sowie über sein Verhältnis zum angeschuldigten Parteigenossen zu machen. 
Anschließend soll er zusammenhängend aussagen. Danach können weitere 
Fragen an ihn gestellt werden. 


. Nahe Angehörige des angeschuldigten Parteigenossen sollen in der Regel 


nicht als Zeugen vernommen werden. 

Es sollen weiter nicht vernommen werden: Zeugen über solche Tatsachen, 
die sie auf Grund eines besonderen beruflichen Vertrauensverhältnisses er- 
fahren haben. | 

Zeugen über solche Vorgänge, bei deren wahrheitsgemäßer Bekundung sie 
sich oder nahe Angehörige in der Ehre bloßstellen oder einer Bestrafung aus- 
setzen würden. 

Die Vernehmung kann erfolgen mit ausdrücklicher Einwilligung des Zeugen, 
nach erteilter Ermächtigung zur Aussage, oder wenn dem Zeugen die Aus- 
sage im höheren Interesse der Partei zumutbar ist. 

Die Vereidigung eines Zeugen soll nur in Ausnahmefällen erfolgen, wenn 
sie zur Herbeiführung einer wahrheitsgemäßen Aussage notwendig erscheint. 
Die Vereidigung erfolgt nach den Bestimmungen des Gesetzes über die Verei- 
digung durch die Parteigerichte vom 30. 9. 1936 und den dazu ergangenen 
Richtlinien. 

Für die Vernehmung der Sachverständigen gelten die vorstehenden Bestim- 
mungen entsprechend. 

Dem angeschuldigten Parteigenossen ist Gelegenheit zu geben, sich zu den 
Aussagen der Zeugen und Sachverständigen zu äußern. Er sowie die son- 
stigen Beteiligten können mit Erlaubnis des Vorsitzenden Fragen an sie stellen. 
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Verhandlungsniederschrift. 
23. Über den Verlauf der Verhandlung wird eine Niederschrift aufgenommen. 


Sie muß die für die Entscheidung wesentlichen Aussagen enthalten. Diese 
sind in knapper Form möglichst in der Ausdrucksweise des Aussagenden 
wiederzugeben. Vorhalte müssen aus der Wiedergabe erkenntlich sein. 
Eine wörtliche Wiedergabe der Aussagen in Rede und Gegenrede ist nur 
bei unglaubhaften oder einander widersprechenden Aussagen angebracht, die 
von entscheidender Bedeutung sind. 


Beratung. 
24. In geheimer Beratung, die unmittelbar anschließend stattfinden soll, ent- 


scheidet das Gericht, welcher Sachverhalt erwiesen, ob darin eine Verletzung 
der Pflichten des Parteigenossen zu erblicken ist und auf welche Strafe ge- 
gebenenfalls erkannt werden muß. 


Ablehnung eines Richters. 
25. Parteirichter und Schöffen müssen, soweit sie nach den Richtlinien für die 


Parteigerichte in einem Verfahren nicht tätig werden dürfen ebenso wie 
Hoheitsträger und Gliederungsführer eine Mitwirkung am parteigerichtlichen 
Verfahren von sich aus ablehnen. 

Macht der angeschuldigte Parteigenosse die Befangenheit eines Mitglieds des 
Gerichts geltend, so entscheidet hierüber das Gericht in seiner übrigen Be- 
setzung, falls es sich um den Vorsitzenden der Kammer handelt, unter dem 
Vorsitz des Leiters des Gerichts. Richtet sich die Ablehnung gegen den Leiter 
des Gerichts, so entscheidet das übergeordnete Parteigericht. 

Die Befangenheit muß geltend gemacht werden, bevor sich der angeschul- 
digte Parteigenosse in der Hauptverhandlung zur Sache einläßt. Die Ent- 
scheidung hierüber muß vor der Entscheidung zur Sache ergehen. Sie ist 
nicht anfechtbar. 


Entscheidung 


26. 


27. 
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Die parteigerichtliche Entscheidung wird in der Regel am Schluß der Haupt- 
verhandlung mit kurzer mündlicher Begründung verkündet. Sie ist den Be- 
teiligten mit der Beschwerdebelehrung schriftlich zuzustellen. 

Die parteigerichtliche Entscheidung kann auf Bestrafung, Freisprechung oder 
Einstellung des Verfahrens lauten. 

Der Vorschlag auf Entlassung erfolgt durch Beschluß mit Begründung. Die 
allgemeinen Verfahrensbestimmungen finden entsprechende Anwendung. 


Hat das Verfahren die Schuldlosigkeit des angeschuldigten Parteigenossen 
ergeben, so ist er wegen erwiesener Unschuld freizusprechen. Dies ist in den 
Gründen zum Ausdruck zu bringen. 

Ist der angeschuldigte Parteigenosse der ihm zur Last gelegten Verletzung 
seiner Pflichten nicht überführt, andererseits aber auch seine Unschuld nicht 
erwiesen, so ist er mangels Beweises freizusprechen. Dies muß aus den Gründen 
der Entscheidung zu entnehmen sein. 


Urteilsspruch. 
28. 


Der Urteilsspruch soll nur die Entscheidung ohne Bezeichnung der festgestell- 
ten Pflichtverletzung enthalten. Er kann daher lauten: „Der Parteigenosse 
..„.‚wird freigesprochen“. „Der Parteigenosse ...wird aus der NSDAP. aus- 
geschlossen“. 

„Dem Parteigenossen ...wird eine Verwarnung erteilt“. - 

Dies gilt für Entscheidungen im 2. oder 3. Rechtszug entsprechend. 


Entscheidungsgründe. 
29. 


Die Entscheidungsgründe sind in klarer Sprache und knapper Form abzu- 
fassen. Sie sollen eine gedrängte, aber vollständige Darstellung des der Ent- 
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scheidung zu Grunde liegenden Sachverhalts enthalten. Verweisungen und Be- 
zugnahmen auf Akten, Entscheidungen oder sonstige Schriftstücke sind nach 
Möglichkeit zu vermeiden. Die Würdigung kann sich regelmäßig auf eine 
knappe Kennzeichnung der festgestellten Verfehlung beschränken. 

30. Die Abfassung der schriftlichen Entscheidungsgründe hat alsbald nach der 
Hauptverhandlung oder, wenn ohne Hauptverhandlung entschieden worden 
ist, alsbald nach der Entscheidung zu erfolgen. Entscheidung und Gründe 
sind von allen beteiligten Richtern und Schöffen zu unterschreiben. 
Vertritt ein Beisitzer eine von der Entscheidung abweichende Auffassung, 
so soll er sie zu den Akten schriftlich niederlegen und begründen. 


Zustellung. 

31. Die Entscheidung ist in jedem Falle dem Hoheitsträger, in Verfahren gemäß 
Verfügung des Führers V 17/42 vom ı8. 10. 1942 dem Reichsschatzmeister, 
dem Führer der beteiligten Gliederung und dem angeschuldigten Parteige- 
nossen zuzustellen. 


Beschwerde 

32. Beschwerden sind schriftlich mit Begründung innerhalb einer Frist von 14 
Tagen nach Zustellung der Entscheidung bei dem Parteigericht einzureichen, 
das die Entscheidung erlassen hat. - 
Von der Einlegung einer. Beschwerde benachrichtigt das Parteigericht den 
Hoheitsträger, der zu der Beschwerde Stellung nehmen kann. Sodann legt 
das Parteigericht die Akten dem übergeordneten Parteigericht zur Entschei- 
dung vor. 


Entscheidung über die Beschwerde. 
339. Das Beschwerdegericht entscheidet unter Zugrundelegung und Prüfung der 
gesamten bisherigen Ermittlungen und Feststellungen. 
Soweit erforderlich, führt es neue Ermittlungen durch. Es kann auch ohne 
Hauptverhandlung entscheiden. 


Zurückverweisung. 
34. Eine Zurückverweisung an das Parteigericht, das zuvor entschieden hat, 
kann erfolgen, wenn von diesem das Verfahren in wesentlichen Punkten un- 
vollständig durchgeführt worden ist. 


Bestätigung und Vollzug 


35. Wird innerhalb der. Beschwerdefrist von ı4 Tagen eine Beschwerde nicht 
erhoben, so ist dem zuständigen Hoheitsträger Mitteilung zu machen, der 
nunmehr die Bestätigung aussprechen kann. 

Gleichzeitig mit der Bestätigung erfolgt der Vollzug der Strafe bzw. Entlassung. 
Diese Verfügung des Hoheitsträgers muß schriftlich ergehen und kann vom 
Parteigericht vorbereitet werden. Sje ist zu den parteigerichtlichen Akten zu 
nehmen. Eine Ausfertigung stellt das Parteigericht dem angeschuldigten Partei- 
genossen Zu. . 

Bestätigung und Vollzug sind auf der parteigerichtlichen Entscheidung und 
deren Ausfertigungen zu vermerken. 

36. Nach der Bestätigung ist die parteigerichtliche Entscheidung den weiteren 
am Verfahren beteiligten Stellen, denen die Entscheidung nicht nach Ziffer 31 
zugestellt wurde, bekanntzugeben. 

Bestätigte Entscheidungen auf Ausstoßung, Ausschluß oder Entlassung sind 
dem Sicherheitshauptamt der f mitzuteilen. 
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37. Bestätigte Entscheidungen auf Ausstoßung, Ausschluß, Entlassung oder eine 
im Mitgliedsbuch einzutragende Strafe werden der zuständigen Mitglieder- 
kartei übersandt. 


38. Die Eintragung der Strafe im Mitgliedsbuch ist vom Leiter des Parteigerichts 
oder dem Kammervorsitzenden zu unterschreiben. 


39. Bei Ausstoßung, Ausschluß und Entlassung verbleibt der eingezogene Mit- 
gliedsausweis bei den parteigerichtlichen "Akten. 


Goldene Ehrenzeichen und Blutorden werden vom Reichsschatzmeister ein- 
gezogen. Sofern sie sich bei den Parteigerichtsakten befinden, sind sie an den 
Reichsschatzmeister abzugeben. 


Dienstauszeichnungen der NSDAP. mit den dazu gehörigen Urkunden sowie 
Gnadenurkunden des Führers, durch die bereits früher die Mitgliedschaft 


auszeichnungen mit Urkunden sind an das zuständige Personalamt, Gnaden- 
urkunden des Führers an die Kanzlei des Führers abzugeben. 


II. Besondere Verfahren 
Schlichtungsverfahren 


40. Ordnet der Hoheitsträger die Schlichtung persönlicher Zwistigkeiten unter 
Parteigenossen durch das Parteigericht an, so ist die Schlichtung in einer 
Sühneverhandlung zu versuchen. 


Über eine gütliche Einigung wird eine Niederschrift aufgenommen. Eine 
Ausfertigung dieser Niederschrift ist den Beteiligten zuzustellen. 


Sind die gütlichen Ausgleichsversuche ergebnislos, so kann auf Anordnung 
des Hoheitsträgers in das allgemeine parteigerichtliche Verfahren übergegangen 
werden. Hierfür gelten die allgemeinen Verfahrensbestimmungen. 


Ehrenschutzverfahren 


41. Auf Verfahren, die der Hoheitsträger zum Schutze der Ehre eines Partei- 

genossen anordnet, finden die Vorschriften des allgemeinen. Verfahrens ent- 
sprechende Anwendung. 
Stellt sich im Lauf eines Ehrenschutzverfahrens heraus, daß dem Partei- 
genossen eine Pflichtverletzung vorgeworfen werden muß, so ist er vor der 
Entscheidung besonders darauf hinzuweisen und ihm Gelegenheit zur Ver- 
teidigung zu geben. Der Hoheitsträger ist zu erneuter Stellungnahme aufzu- 
fordern. 


Schnellverfahren (Einstweilige Verfügung) 


42. Das Parteigericht soll nur in dringenden Fällen den Erlaß einer Einstweiligen 
Verfügung beim Hoheitsträger beantragen, wenn die sofortige Entfernung'eines 
Parteigenossen aus der NSDAP. geboten ist. 


43. Die Zustellung der Einstweiligen Verfügung an den angeschuldigten Partei- 
genossen kann durch das Parteigericht erfolgen. 
Gehört der angeschuldigte Parteigenosse einer Gliederung an, so ist die Einst- 
weilige Verfügung auch dem zuständigen Gliederungsführer zuzustellen. 
Ein formelles Einspruchsrecht steht nur dem angeschuldigten Parteigenossen zu. 


44. Für das weitere Verfahren nach Einlegung des Einspruchs tritt die Einstweilige 
Verfügung an Stelle der Anordnung des Verfahrens. 


& Die parteigerichtliche Entscheidung kann lauten auf Aufrechterhaltung der 
Na Einstweiligen Verfügung oder auf Aufhebung unter neuer Entscheidung in 
., der Sache. 
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wieder hergestellt worden war, sind vom Parteigericht einzuziehen, Dienst- . 


Die Einstweilige Verfügung wird durch die Bestätigung der Entscheidung 
auf Aufrechterhaltung endgültig. Eines Vollzuges bedarf es in diesem Falle 
nicht. 


Genehmigung einer Privatklage 


45. Will ein Parteigenosse einen anderen Parteigenossen vor dem öffentlichen 
Gericht wegen Beleidigung, Bedrohung, Hausfriedensbruchs, Sachbeschädi- 
gung oder leichter vorsätzlicher Körperverletzung zur Verantwortung ziehen, 
so bedarf er der Genehmigung des Parteigerichts, das für den beschuldigten 
Parteigenossen zuständig ist. Dies gilt für Privatklagen, Strafanträge, An- 
zeigen, Sühneanträge sowie für Klagen auf Widerruf oder Unterlassung von 
Beleidigungen. 


46. Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn Interessen der NSDAP. nicht ent- 
gegenstehen und die angestrebte Strafverfolgung zum wirksamen Ehren- 
schutz des Betroffenen erforderlich ist. 


47. Der die Genehmigung beantragende Parteigenosse ist durch das Parteigericht 
über die gesetzliche Strafantragsfrist (3 Monate) zu belehren. Die Entschei- 
dung über den Antrag hat spätestens ı Woche vor Ablauf der gesetzlichen 
Strafantragsfrist zu ergehen. 

Ist eine Entscheidung in dieser Zeit nicht möglich, so soll dem Antragsteller 
rechtzeitig die Stellung eines vorsorglichen Strafantrages gestattet werden, 
der sich jedoch auf die notwendigsten Angaben beschränken und den Hinweis 
enthalten soll, daß der Strafantrag nur zur Fristwahrung gestellt wurde. 


48. Wird die Genehmigung versagt, so hat das Parteigericht die zur Beilegung 
des Streitfalles erforderlichen Maßnahmen zu treffen. 


III. Besondere Anordnungen 
Reichsarbeitsdienst. 


49. Die Bestimmungen über die Beteiligung der Gliederungen an parteigericht- 
lichen Verfahren finden entsprechende Anwendung auf den Reichsarbeits- 
dienst. 


Strafverfahren vor den staatlichen Gerichten 


50. Für die Erstattung einer Strafanzeige gegen einen Parteigenossen ist der 
Hoheitsträger zuständig, in den Fällen gem. Verfügung des Führers V 17/42 
vom 18. 10. 1942 der Reichsschatzmeister. 

51. Ist es im Interesse der NSDAP. geboten, den Parteigenossen, der eine straf- 
bare Handlung begangen hat, vor Einleitung eines Strafverfahrens oder noch 
vor dessen Abschluß aus der NSDAP. zu entfernen, so kann das Parteigericht 
bei dem zuständigen Hoheitsträger den Erlaß einer Einstweiligen Verfügung 
beantragen. 


52. Glaubt ein Parteigericht, den Feststellungen eines rechtskräftigen Urteils des 
staatlichen Gerichts nicht folgen zu können und in wesentlichen Punkten von 
diesem abweichen zu müssen, so hat es vor Verkündung und Zustellung seiner 
Entscheidung die Akten dem Obersten Parteigericht vorzulegen. 


Verfahren gegen Beamte 


53. Für die Durchführung von Parteigerichtsverfahren gegen Beamte wegen 
Handlungen, die sie im Rahmen ihrer dienstlichen Obliegenheiten vorge- 
nommen haben, sind die Gaugerichte zuständig. Einer Vorlage an das Oberste 
Parteigericht vor Durchführung des Verfahrens bedarf es nicht. 
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Dagegen bleibt das Kreisgericht zuständig für Verfahren gegen Beamte, denen 
Straftaten nach den Strafgesetzen, außerdienstliches Verhalten oder dienst- 
liche Verfehlungen, die bereits im Dienststrafverfahren abgeurteilt sind, zur 
Last gelegt werden. 


Bestätigte Entscheidungen, durch die Beamte aus der NSDAP. entfernt oder 
mit strenger Verwarnung unter Androhung des Ausschlusses bestraft werden, 
sind, außer den übrigen Beteiligten, der Partei-Kanzlei, bei ,Reichsbeamten 
der zuständigen obersten Reichsbehörde und bei Beamten der Gemeinden, 
Gemeindeverbände und Zweckverbände der zuständigen Landesregierung 
unmittelbar mitzuteilen. 


Mitteilung über Verfahren in besonderen Fällen 


55. Anordnung und Ergebnis von Verfahren gegen Blutordensträger und Aus- 
stoßung, Ausschluß und Entlassung von Ehrenzeichenträgern sind dem Reichs- 
schatzmeister zu melden. 

Die Reichstagsfraktion ist von Anordnung und Ergebnis der Verfahren gegen 
Mitglieder des Reichstags in Kenntnis zu setzen. 
Bestätigte Entscheidungen gegen Politische Leiter sind dem Reichsorganisa- 
tionsleiter, gegen Politische Leiter, die vom Führer ernannt sind, der Partei- 
Kanzlei zu übersenden. ; 
IV. Geschäftsgang und Aktenführung 
Schriftverkehr. 


56. Die Schreiben der Parteigerichte sind handschriftlich zu unterzeichnen unter 


Beifügung des Dienststempels. 
Schreiben, die Führung und Verwaltung des Parteigerichts betreffen, sind 


“ vom Leiter des betreffenden Parteigerichts zu unterzeichnen, bei seiner Ver- 


hinderung von seinem Vertreter, der „in Vertretung“ (i. V.) zeichnet. Schrift- 
wechsel in Verfahrenssachen unterschreibt der Vorsitzende der zuständigen 
Kammer oder in seinem Auftrag (i. A.) ein Beisitzer. 


Auf Antwortschreiben an andere Dienststellen ist stets deren Aktenzeichen 
zu vermerken. Mitübersandte Akten und sonstige Anlagen sind am Schluß des 
Schreibens mit genauer Bezeichnung aufzuführen. 

Eingehende Schreiben sind mit dem Eingangsstempel, aus welchem der Zeit- 
punkt des Eingangs zu entnehmen ist, zu versehen. Sie sind von der Geschäfts- 
stelle ohne Verzögerung dem Leiter des Parteigerichts bzw. dem zuständigen 
Sachbearbeiter vorzulegen unter Anschluß der dazugehörenden Unterlagen 
oder Akten. Die eingehenden und abgehenden Schriftstücke und Akten laufen 
über die Geschäftsstelle. 


Aktenführung. 
57. Schriftstücke, die dasselbe Verfahren betreffen, sind in einem Aktenbund 


zusammenzufassen und dort einzuheften. Sie sind zeitlich zu ordnen, wobei 
das als erstes eingegangene Schriftstück oben liegt, und laufend einzeln (blatt- 
weise) zu numerieren. Auf dem Aktenumschlag ist neben Namen, Mit- 
gliedsnummer, Ortsgruppe, Gau, Aktenzeichen usw. auch die Zugehörigkeit 
des angeschuldigten Parteigenossen zu einer Gliederung oder einem ange- 
schlossenen Verband zu vermerken. ; 
Der Mitgliedsausweis ist in einem auf der inneren Rückseite des Aktendeckels 
aufgeklebten starken Briefumschlag aufzubewahren. In jedem Aktenstück 
muß ein Personalbogen über den angeschuldigten Parteigenossen enthalten 
sein, aus dem neben den Mitgliedschaftsverhältnissen insbesondere auch 
Angaben über die Person (Alter, Beruf usw.) zu entnehmen sind. 
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Die Akten sind klar und übersichtlich zu führen. Nicht mit dem Verfahren in 
Zusammenhang stehende Schriftstücke und Mehrfertigungen bereits bei den 
Akten befindlicher Schreiben oder Urkunden gehören nicht in die Verfahrens- 
akten. j 
Die vorhandenen Akten sind in ein Aktenverzeichnis einzutragen, aus dem 
jederzeit ersichtlich sein muß, wo sich die Akten befinden. 

58. Einzelne Schriftstücke allgemeinen Inhalts, z.-B. Rundschreiben der Partei- 
Kanzlei, des Obersten Parteigerichts, der Gauleitung usw., werden, getrennt 
nach absendender Stelle oder auch Sachgebieten, gesammelt und abgelegt. 
Veröffentlichungen und Rundschreiben der Gaugerichte sind dem Obersten 
Parteigericht einzureichen. 

59. Der Schriftverkehr der Parteigerichte mit den Dienststellen der Reichsleitung 
ist über das Oberste Parteigericht zu leiten. 


Gnadensachen. 
60. Gnadengesuche und Schriftwechsel, der den Gnadenvorgang betrifft, sind 
nicht zu den allgemeinen Verfahrensakten, sondern besonders zu heften. 
Diese besondere Blattsammlung ist mit dem Vermerk „Gnadenvorgang“ zu 
‚versehen und den Verfahrensakten beizufügen. 


Personalakten. 

61. Die Personalakten sollen nur die für die Dienststellen und Beurteilung des 
Parteirichters wesentlichen Schriftstücke enthalten. Persönlicher Schriftwechsel 
mit dem Parteirichter oder seinen Angehörigen aus besonderen Anlässen z. B. 
bei Krankheit, Einberufung zur Wehrmacht usw. ist nicht bei den Perso- 
nalakten abzulegen, sondern besonders geheftet als Anlage zu den Personal- 
akten zu nehmen. e 

62. Vor Weiterleitung eines Verfahrensaktes an das übergeordnete Parteigericht _ 
ist darauf zu achten, daß die Akten geschäftsordnungsmäßig angelegt sind. 

63. Die Kreisgerichte melden jede rechtskräftige Entscheidung ihrem Gaugericht. 
Die Gaugerichte legen Ausfertigungen ihrer rechtskräftigen Entscheidungen 
in monatlicher Sammlung dem Obersten Parteigericht vor. 
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Verordnungsblatt 
NSDAP. Arbeitsbereich Arbeits- u. Sozialpolitik 
Generalgouvernemeni 


Betrifft: Leistungskampf der deutschen Betriebe im General- 
Souvernement 


Nachdem der Reichsorganisationsleiter mit Rundschreiben vom 4. 2. 43 ange- 
ordnet hat, daß der Leistungskampf der deutschen Betriebe entsprechend den Kriegs- 
notwendigkeiten nur noch als Kriegsleistungskampf durchgeführt wird, ordne ich als 
der Beauftragte des Leistungskampfes der deutschen Betriebe im Generalgouverne- 
ment hiermit an, daß für den Bereich des Generalgouvernements ebenfalls nur noch 
ein Kriegsleistungskampf durchgeführt wird. 

Folgende Auszeichnungen werden im Rahmen des Kriegsleistungskampfes 
im Generalgouvernement verliehen: 

ı. Diplom des Generalgouvernements für hervorragende Leistungen (durch den 

Reichsleiter und Generalgouverneur) 
2. 1. und 2. Anerkennung durch den Reichsorganisationsleiter und den Reichs- 
minister für Bewaffnung und Munition 3 j 


3. Kriegsmusterbetrieb (durch den Führer). 


Betrifft: Leistungskampf der deutschen Kleinbetriebe 


Die nachfolgenden Ausführungen mögen als Anhaltspunkte für die Überprüfung 
der Betriebe des Handels, Handwerks und Fremdenverkehrs im Rahmen des Lei- 
stungskampfes der deutschen Betriebe 1942/43 dienen. 

Die am 4. Juni 1942 erfolgte feierliche Auszeichnung von 27 deutschen Betrieben 
durch den Geheralgouverneur Dr. Frank hat zum ersten Male die Augen der Öffent- 
lichkeit auf den Leistungskampf der deutschen Betriebe im Generalgouvernement 
gelenkt. Die Auszeichnung erfolgte damals in der Hauptsache an größere Dienst- 
stellen und Rüstungsbetriebe. Dies darf aber nicht zu der Annahme verleiten, daß 
sich der Leistungskampf nur an die größen Dienststellen und Betriebe wendet. Im 
Generalgouvernement ist jeder deutsche Betrieb gleich viel wert, sei es, daß es sich 
um eine große deutsche Behörde bzw. ein größeres deutsches Industrieunternehmen 
oder um ein kleines deutsches Geschäft handelt. Im Leistungskampf der deutschen 
Betriebe liegt die Grenze zwischen dem Groß- und dem Kleinbetrieb bei dem Unter- 
nehmen mit 20 Beschäftigten. Dieses zählt noch als Kleinbetrieb, was darüber hinaus- 
geht, rechnet bereits zu den Mittel- und Großbetrieben. Selbstverständlich kann es 
Ausnahmen geben. So wird z. B. eine Großhandlung, die mit 18 Beschäftigten arbeitet, 
unter Umständen nicht mehr als Kleinbetrieb angesprochen werden können, ob- 
gleich die äußerlichen Merkmale, darauf hindeuten. 


Für die Kleinbetriebe ist im Rahmen des Leistungskampfes eine besondere Beurtei- 
lung vorgesehen. Sie soll diese Betriebe nicht etwa hinter den Mittel- und Großbe- 
trieben zurücksetzen, sondern auf die besonderen wirtschaftlichen Verhältnisse Rück- 
sicht nehmen, die bei einem Kleinbetrieb im Vergleich zum größeren Unternehmen 
maßgebend sind. Der Kleinbetrieb kann z. B. für seine zwei oder drei deutschen Be- 
triebsangehörigen keine eigene Berufserziehungsmaßnahme durchführen, was in den 


Folge 1-3/3. Jahrgang Oz12751 


deutschen Großbetrieben, Dienststellen und Behörden des Generalgouvernements in- 
zwischen zu einer Selbstverständlichkeit geworden ist. Er kann aber dafür Sorge 
tragen, daß alle im Betrieb beschäftigten deutschen Menschen sich anderweitig be- 
ruflich ertüchtigen. Das ist zum Beispiel durch Teilnahme an einem Lehrgang des 
Deutschen Berufserziehungswerkes möglich. 

Die Kleinbetriebe werden im Leistungskampf mit der Auszeichnung ‚‚Vorbildlicher 
Kleinbetrieb“ ausgezeichnet, die völlig gleichwertig neben der Auszeichnung für die 
vorbildlichen Mittel- und Großbetriebe, dem „Diplom für hervorragende Leistungen“, 
verliehen wird. Der beste Kleinbetrieb kann ebenso wie der beste Mittel- oder Groß- 
betrieb mit der höchsten Auszeichnung im Leistungskampf beliehen werden: „Natio- 
nalsozialistischer Musterbetrieb“. 

Bei der Beurteilung der Leistungen der Kleinbetriebe stehen im Vordergrund: 

1. Die Persönlichkeit des Betriebsführers 

2. Die Betriebsorganisation 

3. Das Verhältnis zu den deutschen Lieferanten und Kunden 

4. Das Verhältnis zu den deutschen Behörden und Dienststellen 

5. Die volkswirtschaftliche Bedeutung des Kleinbetriebes 


Die Persönlichkeit des Betriebsführers ist gerade beim Kleinbetrieb von ausschlag- 
gebender Bedeutung. Die Verteilung der Arbeitslast und Verantwortung im 
größeren Betrieb auf mehrere Schultern mindert das Maß der Auswirkung von Mängeln 
und Fehlern. Im Kleinbetrieb hat der Fehler oder sogar das Versagen des Betriebs- 
führers erhebliche, unmittelbare Folgen. Deshalb steht bei der Beurteilung der Klein- 


betriebe die Person des Betriebsführers im Mittelpunkt. Es wird sein beruflicher Werde- 


gang untersucht, sein Einsatz für die Volksgemeinschaft, sein Familienstand un 
sein persönliches Auftreten überprüft. - 


Die Betriebsorganisation ist in einem Kleinbetrieb von nicht zu unterschätzender 
Bedeutung. Sie umfaßt nicht so schr — wie etwa beim Großbetrieb — bestimmte 
Sachgebiete, wie zum Beispiel die richtige Einteilung der Arbeitskräfte, Ordnung 
des Arbeitsvorganges usw. Der Wirkungsgrad der Betriebsorganisation des Klein- 
betriebes erstreckt sich häufiger auf Vorgänge, die überwiegend durch die Geschick- 
lichkeit und Umsicht des Betriebsführers geregelt werden. Es ist zum Beispiel erheblich 
schwieriger, in einem kleinen Gaststättenbetrieb eine vorbildliche Reviereinteilung 
zu finden als in einem Großbetrieb der gleichen Branche, der über so viel Personal 
verfügt, daß er sich seine Reviereinteilung weitgehend nach seinen’ betrieblichen 
Erfordernissen zurechtlegen kann, ohne dabei die Wünsche des Publikums oder des 
Personales zu kurz kommen zu lassen. Eine vorbildliche Betriebsorganisation im 
Kleinbetrieb muß die Ordnung der Beziehungen zwischen der Persönlichkeit .des 
Betriebsführers und der Aufgabe des Betriebes zum Inhalt haben. Eine geordnete 
Buchführung, Steuerabrechnung, Kostenberechnung (Kalkulation) und dergleichen 
mehr sind in diesem Zusammenhang nicht ausschlaggebend, da sie zu den Selbstver- 
ständlichkeiten für jeden deutschen Betrieb rechnen. 


Das Verhältnis zu den deutschen Lieferanten und Kunden hat im Generalgou- 
vernement nicht nur ein geschäftliches zu sein. Es wird im Leistungskampf der Klein- 
betrieb gut beurteilt, in dem das Verhältnis zu Lieferanten und Kunden von der 
Persönlichkeit des deutschbewußten, hilfsbereiten und gewissenhaften Betriebsführers 
beherrscht wird. Hierzu gehört zum Beispiel die bevorzugte Abfertigung deutscher 
Lieferanten und Kunden, ihre ständige Beratung und fürsorgliche Behandlung sowie 
pünktliche und gerechte Bedienung. Ein klares Preisangebot und eine gediegene 
Kundenwerbung sind dabei beachtenswert. Die Behörden und Dienststellen sind 
für den Deutschen im Generalgouvernement nicht in erster Linie Obrigkeit, sondern 
seine Repräsentanten, Freunde und Helfer. Demgemäß hat der Deutsche ihre Arbeit 
zu erleichtern, nicht zu erschweren. Dies gilt in hervorragendem Maße für die deut- 
schen Betriebe und unter diesen wieder besonders für die deutschen Kleinbetriebe. 
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Sie beschäftigen die Behörden und Dienststellen besonders stark, wenngleich auch 
nicht verschwiegen werden soll, daß sie naturgemäß auch von den Behörden und 
Dienststellen häufig in Anspruch genommen werden. Gerade der Kleinbetrieb wird 
diese Inanspruchnahme als lästig empfinden, weil dadurch sein Arbeitsablauf fühlbar 
verzögert wird. Man denke’an die vielen Besuche, die heute die Betriebsführer der 
Kleinbetriebe bei Dienststellen und Behörden persönlich machen müssen, um Zutei- 
lungen an Waren, Zuweisungen von Arbeitskräften u. a. m. zu erwirken. Da fällt 
schnell einmal ein hartes Wort, das nicht zu sein braucht. Wer sich im Verkehr mit 
Behörden und Dienststellen durch Entgegenkommen, Korrektheit und Verständnis 
für die besonderen Verhältnisse bei den deutschen Behörden und Dienststellen im 
Generalgouvernement auszeichnet, ist vorbildlich. Ob ein Kleinbetrieb in dieser 
Hinsicht vorbildlich ist, unterliegt natürlich nicht allein der Beurteilung durch die 
einzelnen Behörden und Dienststellen, die dieserhalb befragt werden. Den Ausschlag 
gibt das Verhältnis zur Partei als der Vertreterin der politischen Willensbildung. 
Es wird ermittelt werden, in welchem Maße der Kleinbetrieb auf Anregungen ein- 
geht, Veranstaltungen besucht und sonstiges Interesse an der nationalsozialıstischen 
Bewegung zeigt. Die in den Kleinbetrieben tätigen Parteigenossen müssen dabei 
besonders vorbildlich sein, ungeachtet geschäftlicher Nachteile, die bei starker persön- 
licher Inanspruchnahme durch die Bewegung gerade für den kleinen Betrieb ein- 
treten können. Parteigenosse sein, verpflichtet nicht nur zu einer weiteren Beitrags- 
leistung, sondern auch zu nationalsozialistischer Arbeitsweise. Wer sich der Bewegung 
verschrieben hat, muß ihr ebenso dienen wie seinem Betrieb und seiner Arbeit. 


Der Leistungskampf der deutschen Betriebe ist ein’Kind des Nationalsozialismus. 
Deshalb kann im Leistungskampf nichts Selbstzweck sein, sondern jeder und jedes 
dient einem höheren Zweck. So kann der Kleinbetrieb im Leistungskampf nicht 
etwa ein Mittel sehen, im einzelnen größer und vollendeter zu werden, sondern er 
muß vielmehr darin eine Chance für alle Kleinbetriebe erblicken, inmitten einer 
unerbittlichen, harten Zeit die volkswirtschaftliche Bedeutung des Kleinbetriebes 
unter Beweis zu stellen. Die Kleinbetriebe wurden bislang in der deutschen Volks- 
wirtschaftslehre als besonders krisenfest gepriesen. Das ist noch kein gutes Haus, 
das nicht einstürzt. Die volkswirtschaftliche Bedeutung des Kleinbetriebes ist dort. 
gegeben, wo er für das Volk Werte schafft. Das ergibt sich aus dem Zweck des ein- 
zelnen Betriebes, aus den Verhältnissen in seiner Branche, und aus dem Verhältnis 
zu seiner örtlichen Umgebung. Ein städtischer Handwerksbetrieb, der sich gegen- 
wärtig im Verkauf seltener Lederhandtaschen erschöpft, ist fehl am Platze im Gegen- 
satz zu dem Schuhmachermeister, der weit draußen in der Provinz durch seinen 
Betrieb sehr wesentlich zur Versorgung der Deutschen mit Schuhwerk beiträgt. Der 
Kleinbetrieb ist durch seine Geschäftsbriefe, durch das Wort seines Betriebsführers, 
durch Schaufenster und anderes mehr der feinste Nerv im deutschen Wirtschafts- 
organismus. Es wird deshalb im Leistungskampf nicht nur festzustellen sein, inwieweit 
der einzelne Kleinbetrieb Mittelpunkt einer volkswirtschaftlichen Leistung ist, sondern 
ob er auch die volkswirtschaftlichen Erkenntnisse verbreiten hilft. Er muß also nicht 
nur selbst mit wertvollen Rohstoffen sparsam umgehen, sondern auch andere zur 
Sparsamkeit auffordern. Zum zweiten Leistungskampf der deutschen Betriebe im 
Generalgouvernement hat sich erfreulicherweise auch eine beachtliche Anzahl von 
Kleinbetrieben angemeldet. Sie gehören in der Hauptsache dem Handwerk, Handel 
und Fremdenverkehr an. Wenn auch die Überprüfung dieser Betriebe besonders 
mühselig und zeitraubend ist, so werden’die mit der Prüfung beauftragten Politischen 
Leiter viel Freude an dieser Arbeit finden, weil der Erfolg jeder Mühewaltung hier 
besonders offensichtlich wird. Diejenigen deutschen Kleinbetriebe, die aus Unkenntnis 
oder Mißverstehen heraus in diesem Jahre noch nicht die Anmeldung zum Leistungs 
kampf vollzogen haben, mögen die Kräfte nun im kommenden Jahre in edlem Wett- 
streit mit denen messen, die bis dahin zu den Kampferprobten zählen. 

Das Wesentliche im Leistungskampf sind nicht die Sieger, sondern 
die Kämpfer! 
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Betrifft: Berufserziehungsmaßnahmen im Fremdenverkehr 


Im Nachfolgenden soll den Amtsleitern von den Erfahrungen Kenntnis gegeben 
werden, die bisher in Krakau bei der Durchführung berufserzieherischer Maßnahmen 
im Fremdenverkehr gemacht werden konnten. Die Erfahrungen sollen als Anregung 
zur Durchführung gleicher und ähnlicher Maßnahmen in anderen Städten des Gene- ' 
ralgouvernements dienen. Dabei ist im Interesse eines geschlossenen Auftretens unseres 
Hauptarbeitsgebietes nur nach vorheriger ausdrücklicher Rückfrage bei uns von 
den nachfolgend aufgeführten Richtlinien abzuweichen: 


In Übereinkunft mit den maßgeblichen Berliner Stellen findet die Berufserziehung 
der Deutschen des Fremdenverkehrs im Deutschen Berufserziehungswerk in deren 
Arbeitsgruppe Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe statt. Diese Arbeitsgruppe hat 
vorerst lediglich eine geschäftsführende Leitung, die sich aus dem Geschäftsführer 
der Gruppe Fremdenverkehr in der Gewerblichen Wirtschaft einerseits und dem 
Referenten für Handwerk, Handel und Fremdenverkehr im Hauptarbeitsgebiet 
„Arbeits- u. Sozialpolitik“ andererseits zusammensetzt. Die Arbeitsgruppe hat ein 
besonderes, beim Deutschen Berufserziehungswerk geführtes Konto. 

Da die Arbeitsgruppe im Augenblick noch nicht über eigene Übungsleiter ver- 
fügt, hat sie von der Reichsarbeitsgemeinschaft für Berufserziehung im Fremden- 
verkehr, Berlin, zwei Übungsleiter zugewiesen erhalten. Dieselben haben ihren Sitz 
beim Deutschen Berufserziehungswerk, bei dem sie auch ihre Stoffpläne und Be- 
richte einzureichen haben. Auch ihre Vergütung erfolgt durch das Deutsche Berufs- 
erziehungswerk. 

Die Werbung für die erste Lehrgemeinschaft der deutschen Betriebsführer, Ge- 
schäftsführer und Treuhänder im Gaststättengewerbe erfolgt durch die Gruppe 
Fremdenverkehr der Gewerblichen Wirtschaft. Als Gebühr wurde ein Betrag von 
70 Zloty erhoben. Dieser Betrag reicht aber zur Deckung der Selbstkosten nur bei 
einer Beteiligung von etwa 40 Personen aus. Die Abneigung gegenüber der ersten 
Maßnahme war nicht gering. Die Volksdeutschen besaßen Hemmungen, die Reichs- 
deutschen dünkten sich weise. Es liegt ganz an dem Geschick des Übungsleiters, den 
Stoff zu behandeln, daß beide Teile auf ihre Rechnung kommen. Wir haben im 
Anfang ausschließlich einen Appell an die Freiwilligkeit gerichtet, um aus der Zahl 
der Freiwilligen die Tüchtigsten für die Durchführung weiterer Lehrgemeinschaften 
auszuwählen. 

Auf die Dauer müssen aber alle Betriebsführer, Geschäftsführer und Treuhänder 
der deutschen Gaststättenbetriebe durch diese Lehrgemeinschaften laufen, damit das 
Leistungsniveau ein besseres wird. Zum Abschluß einer Lehrgemeinschaft wird eine 
schriftliche Arbeit geleistet, die uns für die Zukunft auch einen schriftlichen Beleg 
für die Fähigkeit oder Unfähigkeit eines Lehrgangsteilnehmers darstellen soll. Die 
Bescheinigung über die Teilnahme am Lehrgang enthält keinerlei Wertung. Die 
Bescheinigungen der beruflich nicht ordnungsgemäß Vorgebildeten erhalten auf der 
Rückseite einen Vermerk, daß sie nicht zur Vorlage bei Behörden und Dienststellen 
dienen. Damit soll verhindert werden, daß Angelernte durch Teilnahme an einer Lehr- 
gemeinschaft von den Behörden die Konzession erwirken. 

Von diesen Lehrgemeinschaften wie überhaupt von der Berufserziehung der 
Deutschen ist die berufliche Ausbildung der Polen — soweit sie in deutschen Be- 
trieben als Arbeitskräfte dienen — nicht zu trennen. Dieser Ansicht hat sich auch 
der Präsident der Hauptgruppe Gewerbliche Wirtschaft und Verkehr nicht ver- 
schließen können. Wenn auch die Hauptgruppe Gewerbliche Wirtschaft sich die 
Durchführung der Berufsausbildungsmaßnahmen für die Polen im Einzelnen vor- 
behalten hat, so wird jedoch das Deutsche Berufserziehungswerk grundsätzlich die 
erforderlichen Übungsleiter berufen, anweisen und ausrichten, sowie die Gestaltung 
des Lehrstoffes bestimmen.’ Für den Fremdenverkehr ist noch darüber hinaus analog 
zu der Arbeitsgruppe Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe im Deutschen Be- 
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rufserziehungswerk eine „Arbeitsgemeinschaft für Berufsausbildung im Fremden- 
verkehr‘ zur Durchführung beruflicher Anleitungen für Polen gebildet worden. 
Die geschäftsführende Leitung ist die gleiche wie oben erwähnt. Der Geschäftsbetrieb 
dieser Arbeitsgemeinschaft wickelt sich bei der Gruppe Fremdenverkehr der Ge- 
werblichen Wirtschaft ab. Die Anleitung der Polen soll grundsätzlich erst nach 
der Durchführung von Lehrgemeinschaften für die Deutschen zur Abhaltung ge- 
langen. Denn. es ist nicht zu verantworten, daß die Polen unsere deutschen Übungs- 
leiter eher in Anspruch nehmen, als sie unseren Deutschen zur Verfügung stehen. 
Außerdem ist eine berufliche Anleitung für die Polen so lange den deutschen Betrieben 
wenig nützlich, solange der deutsche Betriebsführer selbst nicht die genügende Ge- 
währ dafür bietet, dal3 das angeleitete polnische Personal auch sachkundig überwacht 
bleibt und nicht wieder in den alten Schlendrian verfällt. 


Die anzuleitenden Polen werden von den deutschen Betrieben der Gruppe Frem- 
denverkehr der Gewerblichen Wirtschaft gemeldet und von den deutschen Übungs- 


leitern unter Assistenz eines Dolmetschers in deutscher Sprache unterrichtet. Die, 


Teilnahmegebühr belief sich bei den ersten Maßnahmen auf 30 Zloty. Daneben 
wurde eine Prüfungsgebühr von 30 Zloty erhoben, allerdings nur von den zur Prü- 
fung Zugelassenen. Grundsätzlich sollen diese Anleitungen Überschüsse abwerfen, 
die zur Deckung der Berufserziehungsmaßnahmen für die Deutschen Verwendung 
finden, soweit diese sich selbst nicht tragen. Die am Schluß einer solchen Anleitung 
durchgeführte Prüfung ist sehr streng. Sie soll den Beweis erbringen, daß der Pole 
eine für deutsche Betriebe nützliche Arbeitskraft ist. Demgemäß erfolgt eine drei- 
fache Bewertung. Gruppe I sind Teilnehmer, die sich zum Einsatz in deutschen 
Betrieben eignen. Gruppe II sind solche, die sich nur noch bedingt zum Einsatz 
in deutschen Betrieben eignen, insonderheit aber in den polnischen Betrieben zu 
verwenden sind, deren Existenz im deutschen Interesse liegt. Gruppe III sind Teil- 
nehmer, deren Einsatz im Gaststättengewerbe unerwünscht ist. Nach’ diesen Ge- 
sichtspunkten wird gemäß Absprache mit dem zuständigen Arbeitsamt auch der 
Arbeitseinsatz dieser Arbeitskräfte künftig geregelt werden. Die besten Arbeitskräfte 
sollen die deutschen Betriebe erhalten, deren Betriebsführer sich durch erfolgreiche 
Teilnahme an einer deutschen Lehrgemeinschaft als gute Betriebsführer er- 
wiesen haben. Darüber hinaus sollen diese Betriebsführer dem Ernährungsamt, dem 
Wirtschaftsamt und anderen einflußreichen Stellen als förderungswürdige deutsche 
Betriebsführer namhaft gemacht werden. 


Betrifft: Arbeitsgemeinschaften deutscher Handwerker 


1. Die Arbeitsgemeinschaften deutscher Handwerker in der Gruppe Handwerk 
werden von einem reichs- oder volksdeutschen Handwerksmeister geleitet. Der 
Leiter dieser Arbeitsgemeinschaft wird gleichzeitig der Leiter der Stelle „Hand- 
werk“ des Hauptarbeitsgebiets „Arbeits- und Sozialpolitik“ in der Distrikt- 
standortführung der NSDAP. sein. Der Leiter der Arbeitsgemeinschaft wird von 
der Distriktsgruppe Handwerk auf Vorschlag des Hauptarbeitsgebietes „Arbeits- 
und Sozialpolitik“ im Arbeitsbereich der NSDAP. berufen und abberufen. 


. Es finden künftig keine getrennten politischen, berufserzieherischen oder sozial- 
politischen Veranstaltungen für das deutsche Handwerk im GG. mehr statt. 
Zu diesen Veranstaltungen wird daher gemeinsam eingeladen. 


11 


3. Der Leiter der Arbeitsgemeinschaft deutscher Handwerker ist der bevoll- 
mächtigte Vertreter für die Bearbeitung politischer, berufserziehender und 
sozialpolitischer Fragen. Er hat eine selbständige, jedoch von dem Vertrauen 
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des Hauptarbeitsgebietes „Arbeits- und Sozialpolitik“ im Arbeitsbereich der 
NSDAP. und den fachlichen Weisungen der Distriktsgruppe Handwerk ab- 
hängige Stellung und Verantwortung. 

' Diese Anordnung sieht für den Bereich des deutschen Handwerks eine volle 
Personal- und Realunion vor. Wir versprechen uns von dieser Regelung 


a) eine tatsächliche Selbstverwaltung des deutschen Handwerks, A 


b) eine Einschränkung der Beanspruchung des deutschen Handwerks durch 
die Partei und durch die staatliche Handwerksorganisation, 


c) eine völlige Übereinstimmung zwischen den wirtschaftlichen Maßnahmen 
mit den politischen Erfordernissen. E ' 
Die Amtsleiter „Arbeits- und Sozialpolitik“ in den Distriktstandortführungen 
‚wollen nunmehr dem Arbeitsbereich, Hauptarbeitsgebiet „Arbeits- und Sozial- 
politik“ geeignete Vorschläge für die Besetzung der Arbeitsgemeinschaften 
deutscher Handwerker in den Distrikten unterbreiten. 
NE \ a Stahr 
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WAS JEDER DEUTSCHE WISSEN MUSS! 


Am Ende dieses Krieges wird ein neu zu ordnendes Europa 
stehen. 


Aber wir verstehen darunter keine wahllose Vermischung der 
einzelnen Völker und Rassen. 


Denn wer eine dauerhafte Ordnung in Europa herbeiführen will, 
darf nicht durch Rassenmischung vorher eine blutsmäßige 
Unordnung schaffen. 


Im mitteleuropäischen Raum werden die 85 Millionen Deutschen 
den Hauptanteil an der Neugestaltung beizutragen haben. 


Unsere Kraft und die Stärke, die uns hierzu befähigen, beruhen 
aber nicht allein auf der zahlenmäßigen Überlegenheit unseres 
Volkes, sondern ebenso auf der bisher sewahrten Reinheit 
unseres Blutes. 


Das verpflichtet uns als Volk wie als einzelnen, wachsam zu 
sein Segenüber der Gefahr einer Vermischung mitfremdem Blut. 


Was durch die Taten unserer Wehrmacht und durch unsere 
Arbeit errungen wurde, und wofür viele unserer Besten ihr 
Leben gaben, darf nicht durch persönliche Verantwortungs- 
losigkeit des einzelnen gefährdet werden. 


Jeder deutsche Mann und jede deutsche Frau haben daher die 
hohe Aufgabe zu erfüllen, Hüter der Reinheit unseres Blutes zu 
sein, damit unsere schöpferische Kraft uns auch für die Zukunft 
erhalten bleibt. 


Eine Mehrung unserer Kräfte aber ist nur zu erreichen durch 
eine dauernde Steigerung unserer eigenen Volkszahl. 


Aus alledem ergibt sich die unerläßliche Forderung: 


Rassenreinheit und Kinderreichtum 
in Deutschland! 


Bei Fliegeralarm sind sämtliche 
Diensistellen der NSDAP sofort zu beseizen 


